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KURZ BERICHTET

BUNDESFINANZPOLIZEI:

Den Schwarzarbeitgebern das Handwerk legen
Mit einem starken Zuwachs der Schwarzarbeit und der il-
legalen Beschäftigung rechnen die Gewerkschaft der Po-
lizei und die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten
(NGG). Ursache dafür sei u. a. die geplante Erhöhung der
Mehrwertsteuer. Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz
Anfang Dezember 2006 in Berlin bezifferten die beiden
Gewerkschaften den durch die „Schattenwirtschaft“ ent-
stehenden Schaden auf rund 350 Milliarden Euro und be-
kräftigten die Forderung nach einer effizienteren Bekämp-
fung von Schattenwirtschaft und Schwarzarbeit durch die
Schaffung einer Bundesfinanzpolizei.

In den Jahren 2006 und 2007,
so NGG-Vorsitzender Franz-
Josef Möllenberg und der GdP-
Bundesvorsitzende Konrad Frei-
berg vor der Bundespresse-
konferenz, werde sich der durch
die „Schattenwirtschaft“ entste-
hende Schaden um bis zu 4,2 Mrd.
Euro erhöhen; d. h., von 346,2
Mrd. (im Jahr 2005) auf 349,3
Mrd. Euro (2006) bzw. 350,4 Mrd.
Euro (2007). Dies wäre ein Zu-
wachs um bis zu 1,2 Prozent.

Den unbestritten dominieren-
den Anteil der Schattenwirtschaft
machten Schwarzarbeit und ille-
gale Beschäftigung aus, die
mittlerweile ein alarmierendes

Ausmaß erreicht hätten. Betrof-
fen seien – wie aus der Vergan-
genheit bekannt – vor allem das
Baugewerbe, das Handwerk, der
Gartenbau, das Hotel- und Gast-
stättengewerbe sowie soziale
haushaltsbezogene Dienstleistun-
gen. Möllenberg: „Alarmierend
ist die Situation auch auf
Schlachthöfen und in der
Fleischwirtschaft. Immer mehr
Bereiche, die mit Subunter-
nehmen, Leiharbeit und Werkver-
trägen arbeiten, sind betroffen.
Dies zeigen der jüngste Gammel-
fleischskandal und die Ergebnis-
se der Razzien bei Subunter-

nehmen der Getränkeindustrie
im Oktober 2006. Outsourcing ist
ein Einfallstor für Schwarzarbeit
und organisierte Kriminalität. Die
aufgedeckten Fälle sind nur die

Spitze des Eisberges. Allein im
Hotel- und Gaststättengewerbe
liegt das Ausmaß der Schwarzar-
beit bei knapp sieben Milliarden
Euro. Notwendig ist es, mehr und
effizienter zu kontrollieren und
härtere Strafen zu verhängen.“

Mängel bei Gesetzes-
umsetzung

Nach GdP-Auffassung habe
der Gesetzgeber konsequent ge-
handelt, als er im Sommer 2004
mit dem Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz dem Zoll die alleini-

ge Zuständigkeit für die Bekämp-
fung von Schwarzarbeit und ille-
galer Beschäftigung übertragen
hatte. Weniger geradlinig sei die
organisatorische und personelle
Umsetzung.

So hätten sich im Vollzugs-
bereich gravierende Mängel erge-
ben, die sich erheblich auf die
Wirksamkeit der Vollzugs-
maßnahmen auswirkten. Diese
behördliche Aufstellung sei inef-
fektiv, kostenintensiv und nicht
geeignet, mit den benachbarten
Polizeivollzugsbereichen des
Bundes und der Länder konse-
quent zusammen zu arbeiten. Die
Folge sei, dass die Vollzugs-
bereiche des Zolls aus unter-
schiedlichen Mittelbehörden
heraus geführt und unkoordiniert
nebeneinander her arbeiteten.

Die vom Bundesfinanzminis-
terium (BMF) bereits für das Jahr
2004 prognostizierten Mehrein-
nahmen von 1 Mrd. Euro seien
bei weitem nicht erreicht worden.
Die so genannte Finanzkontrolle
Schwarzarbeit habe 2004 „nur“
rund 40 Mio. Euro und 2005 rund
88 Mio. Euro Bußgelder und
Geldstrafen verhängen können.

Freiberg: „Ursächlich für die-
se enorme Diskrepanz von An-
spruch und Wirklichkeit ist die
organisatorische Zersplitterung
der Zoll-Vollzugsbereiche. Not-
wendig ist es also, alle Vollzugs-
bereiche des Zolls (Fahndung,
Mobile Kontrollgruppen, Grenz-
aufsichtsdienst) – einschließlich
der Finanzkontrolle Schwarzar-

beit – zusammenzufassen. Eine
deutlich umfassendere Bekämp-
fung der Wirtschaftskriminalität
wäre dann möglich.“ Die GdP
halte es für folgerichtig, auch be-
grifflich von einer „Polizei“ für
den Bereich der Bundesfinanzen
zu sprechen.

Deutschland braucht eine
Bundesfinanzpolizei

Die GdP fordert, den Zoll in
eine administrativ ausgerichtete
Bundesfinanzverwaltung und
eine Bundesfinanzpolizei mit zen-
traler Führung durch das Bundes-
finanzministerium zu gliedern.
Diese Bundesfinanzpolizei wäre
ein wirksames Instrument zur
finanzpolizeilichen Gefahrenab-
wehr und Strafverfolgung bei der
Bekämpfung des international
organisierten Schmuggels von
Waren aller Art, der Bekämpfung
von Außenwirtschaftskrimina-
lität, der international organisier-
ten Geldwäsche, der illegalen Be-
schäftigung, des Subventions-
betruges und der Steuerhinterzie-
hung zum Nachteil der Europäi-
schen Union und ihrer Mitglied-
staaten, also in sicherheits-
relevanten, polizeilichen Tätig-
keitsfeldern der Schattenwirts-
chaft.

Das strukturelle Gerüst der
neuen Bundesfinanzpolizei ließe
sich leicht und zügig aus den be-
stehenden vollzugspolizeilichen
Einheiten des Zolls heraus orga-
nisieren. Ein schlanker, zwei-
gliederiger Verwaltungsaufbau sei
das Ziel. Die Bundesfinanz-
polizeibehörden könnten örtlich
so aufgestellt werden, dass sie mit
den anderen Bundespolizeien
und den Polizeien der Länder
deutlich besser kompatibel wer-
den. Durch den Abbau der auf-
wändigen Behördenhierarchie
könnten so erhebliche Kosten ge-
spart und gleichzeitig die opera-
tive Arbeit deutlich gestärkt wer-
den. Das gelte sowohl für die

Den „Schwarzarbeitgebern das Handwerk legen“ wollen NGG-Vorsitzen-
der, Franz-Josef Möllenberg, und der GdP-Bundesvorsitzende Konrad Frei-
berg. Die Pressekonferenz leitete Dr. Eckart Lohse (v. l. n. r.).

                Foto: Holecek
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Bundesfinanzpolizei als auch für
die Bundesfinanzverwaltung.

Nur die Schaffung einer Bun-
desfinanzpolizei, sagte Freiberg,
würde den Willen der deutschen
Politik deutlich machen, finanz-
polizeiliche Straftaten in Deutsch-
land konsequent verfolgen zu
wollen. Aus fiskalischen Gründen
und aus Gründen einer bestmög-
lichen Kriminalitätsbekämpfung
im finanzpolizeilichen Bereich sei
sie unabdingbar. Die bessere
Vernetzung dieser Kriminalitäts-
bekämpfungssparte mit den nati-
onalen und internationalen
Sicherheitsorganen würde ge-
nauso erreicht werden wie eine
effektivere und effizientere Ar-
beit der Zoll-Gesamtorganisa-
tion. Aus gewerkschaftlicher Sicht
sei es möglich, diesen Aufbau
sozialverträglich zu gestalten.

Bündnisse gegen
Schwarzarbeit sichern
Beschäftigung

Franz-Josef Möllenberg:
„Schwarzarbeit und illegale Be-
schäftigung destabilisieren die
Sozialkassen, gefährden sichere
Arbeitsplätze und den fairen
Wettbewerb, weil redlich arbei-
tende Betriebe – ob in der
Lebensmittelindustrie, in der
Fleischwirtschaft oder im Gast-
gewerbe – kaum mehr in der Lage
sind, dem Konkurrenzdruck zu
widerstehen. Deshalb versucht
die Gewerkschaft NGG seit Jah-
ren, mit den Arbeitgebern in der
Fleischwirtschaft und im Gast-
gewerbe sowie dem Bun-
desfinanzministerium Bündnisse
gegen Schwarzarbeit einzugehen
und den Schwarzgeldkreislauf zu
durchbrechen. Den Schwarzar-
beitgebern muss das Handwerk
gelegt werden.“

Die Vereinbarung eines ge-
meinsamen Bündnisses zwischen
Bundesfinanzministerium, Deut-
schem Hotel- und Gaststätten-
verband (DEHOGA) und der
Gewerkschaft NGG sowie den
Abschluss eines Tarifvertrages zur
Bekämpfung illegaler Beschäfti-
gung hätte der DEHOGA kate-
gorisch abgelehnt. Selbst zugesag-
te Gesprächstermine seien kurz-
fristig abgesagt worden.        hol

DIGITALFUNK:

Weiteres
Desaster
Der Lenkungsausschuss

für den Digitalfunk BOS hat
das letzte Angebot der DB-
Telematik für den Betrieb des
BOS-Digitalfunks aus inhalt-
lichen Gründen und unter
Kostenaspekten als nicht trag-
fähig bewertet. Damit ist das
Angebot der DB-Telematik
von Bund und Ländern abge-
lehnt und eine baldige Ein-
richtung des BOS-Digital-
funks  wieder ungewiss.

 „Das vorläufige Scheitern
der Einführung des Digital-
funks für die Polizei bedeutet
eine nicht unerhebliche
Sicherheitslücke in Deutsch-
land“, so der GdP-Bundesvor-
sitzende Konrad Freiberg
nach Bekanntwerden der
fehlgeschlagenen Beratungen
zwischen Bund und Ländern.
Das unrühmliche Ende der
anfänglich fortschrittlichen
und zukunftsgerichteten Ein-
führung eines von allen Be-
hörden mit Sicherheits- und
Ordnungsaufgaben genutzten
Digitalfunks ließe jetzt die
Sicherheitsbehörden in der
Steinzeit der elektronischen
Kommunikation verharren.
Die GdP bezweifele, dass der
von Bund und Ländern wei-
terhin angestrebte Termin der
Einführung im Jahr 2010 noch
zu halten sei. Auch ein Ausein-
anderdriften der Länder sei
denkbar: „Jetzt wird jeder
prüfen, ob er seine eigene
Technik etablieren kann.“

Die Serie der Pannen und
Peinlichkeiten bei Großpro-
jekten unter Regierungsauf-
sicht, so der GdP-Vorsitzende,
reiße nicht ab. Der nicht en-
den wollende Hickhack um
den so genannten BOS-Di-
gitalfunks reihe sich nahezu
nahtlos an die sehr problem-
behaftete Einführung des po-
lizeilichen Informationssys-
tems „INPOL-neu“ und der
Installation des LKW-Maut-
systems. Schon dort habe die
Regierung durch wenig syste-
matisches Arbeiten die Groß-
projekte unnötig verzögert.
                                      red.

AKTIONSWOCHE ZUR GESUNDHEITSREFORM:

Kein Ausverkauf der Gesundheit!
Der DGB und seine Einzel-

gewerkschaften veranstalteten
während ihrer Aktionswoche zur
Gesundheitsreform vom 11. bis 15.
September 2006 mehrere Veran-
staltungen in Berlin, um auf die
Folgen der anstehenden Ge-
sundheitsreform öffentlichkeits-
wirksam aufmerksam zu machen
– z. B. mit Mahnwachen vor dem

BUNDESFACHAUSSCHUSS KRIMINALPOLIZEI:

Neuer Vorstand gewählt
Am 12./13. Dezember 2006 tag-

te der Bundesfachausschuss Kri-
minalpolizei erstmalig in dieser
Wahlperiode. Als erster und vor-
dringlichster Tagesordnungspunkt
standen Vorstandswahlen an, da
sowohl der bisherige Vorsitzende,
Gerd-Ekkehard Hübner aus
Hamburg, als auch sein Stellvertre-
ter, Peter Krüger aus Berlin, aus
dem Gremium ausgeschieden
sind, da sie zwischenzeitlich in den
Ruhestand gegangen sind. Zum
neuen Vorsitzenden wählte der
BFA Kripo den Kollegen Stephan

Rusch aus Bremen. Stellvertreten-
der Vorsitzender wurde Norbert
Meiners aus dem Saarland. Als
Schriftführer wurde der Kollege
Rainer Kräuter aus Thüringen be-
stätigt.

Der neu zusammengesetzte
Bundesfachausschuss hat sich
zunächst das Schwerpunktthema
„Amokläufe“ auf die Agenda für
die nächste Zeit gesetzt. Weiteres
Thema ist der Gesetzentwurf über
die Telekommunikationsüber-
wachung und andere verdeckte
Ermittlungsinstrumente.       now.

Gesundheitsministerium und den
Parteizentralen von SPD und
CDU, einem Informationszelt für
die Bürgerinnen und Bürger und
einem „Wurmumzug“, um zu do-
kumentieren, dass in dieser Re-
form der Wurm drin ist. Die GdP
hat die Aktionswoche in Berlin vor
Ort begleitet.                         kör.

Der neue Vorstand des Fachausschusses Kriminalpolizei gemeinsam mit
dem GdP-Bundesvorsitzenden – v. l. n. r. :  Norbert Meiners, Konrad Frei-
berg, Stephan Rusch und Rainer Kräuter.                         Foto: Zielasko

Der „Wurm“, der in der Gesundheitsreform drin ist, wanderte während
der Aktionswoche durch Berlins Regierungsviertel.   Foto: DGB/einblick
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Den Herausforderungen stellen!
Ein normales Jahr war das
vergangene bei Leibe nicht.
Schon wegen der Fußball-WM
und der einzigartigen Atmos-
phäre dabei, die sich wie Bal-
sam auf viele Deutsche Seelen
legte. Und denken wir auch
daran, wie die Polizistinnen und
Polizisten, die Beschäftigten der

Sicherheitsbehörden gelobt
wurden – von den Bürgerinnen
und Bürgern, den internationa-
len Gästen und hehre Worte
kamen allerorten von unseren
Politikern. Das hörte sich ehr-
lich an. Und viele meinten es
ganz sicher auch so.
Allerdings folgten den warmen
Worten nicht ebensolche Taten.
Der Rausch verflog und man
war wieder im eisigen Deutsch-
land zu Hause. Weihnachts- und
Urlaubsgeld „verdienen“ die
Kollegen“ offenbar nicht, also
weg damit oder drastisch redu-
ziert. Allerdings gibt’s auch was
dazu: ein paar Jahre mehr
Lebensarbeitszeit sind geplant.
Wie sich unsere Kolleginnen
und Kollegen dabei fühlen,
kann sich jeder ausmalen.

Und das passiert ausgerechnet
in einer Zeit, wo sich Erfolge in
Deutschland abzeichnen: Bis
Ende 2007 will der Staat dank
guter Konjunktur fast 40 Milli-
arden Steuern mehr einnehmen
als geplant. Die Arbeitslosigkeit
sinkt endlich – wenn auch
nicht dramatisch – und die
Wirtschaftsaussichten fallen so
optimistisch wie lange nicht
aus.
Nur kann sich der Einzelne am
Optimismus nicht so recht be-
rauschen, wenn vom Auf-
schwung nichts bei ihm an-
kommt. Im Gegenteil, ihm wird
weiter in die Tasche gegriffen.

Dafür bieten uns die Politiker
eine Menge Murks an.
Das fängt bei der unsäglichen
Gesundheitsreform an, die nie-
mand so will, aber nach dem
„Basta“-Prinzip offenbar
durchgepeitscht werden soll.
Oder die Föderalismusreform:
Ganz Europa rückt zusammen,
wir in Deutschland dividieren
uns auseinander – ohne Not.
Dafür mit einem Aufwand, der
noch gar nicht abzusehen ist.
Dass aufwändige Parallel-
strukturen entstehen, ist ja
wohl nicht zu leugnen – koste
es, was es wolle.
Oder schauen wir in unseren
polizeilichen Bereich – die
Digitalfunk-Story weitet sich
zum Trauerspiel aus.

Das politische Gebaren hat Fol-
gen: In Deutschland hat sich
nicht nur das Vertrauen in die
Politiker, sondern inzwischen
auch in die Demokratie drama-
tisch verschlechtert. Laut ARD-
Deutschlandtrend vom Novem-
ber vergangenen Jahres war
erstmals eine knappe Mehrheit
der Deutschen nicht mehr zu-
frieden mit dem politischen
System der Bundesrepublik.

Und nur noch 27 Prozent fin-
den, es gehe gerecht zu in die-
sem Land.
Diese Befindlichkeiten sind mit
Taten untermauert: Mitglieder
treten in dramatischen Größen-
ordnungen aus den großen
Volksparteien aus, immer weni-
ger Menschen gehen zu Wahlen
und auch den Gewerkschaften
kehren nicht nur vereinzelt
Mitglieder den Rücken.
Und dabei ist es gerade jetzt
so wichtig, wo Reformen von
Tragweiten anstehen, sich in
Diskussionen und Entschei-
dungsprozesse einzubringen –
ansonsten überlässt man der
Willkür das Feld.

Machen wir uns nichts vor –
viele, die sich aus den demokra-
tischen Prozessen herausziehen,
verfallen nicht etwa in Depres-
sionen, sondern bei ihnen
wachsen Aggressionen. Und
wie die sich entladen, davon
kann die Polizei nun wahrlich
ein Lied singen. Und es wird
nichts entspannter. Gewalt,
Terrorismus, Alltagssorgen – all
das mit allen Facetten wird uns
auch in diesem Jahr viel Kraft
abverlangen.
Als GdP werden wir den Focus
insbesondere auf den Arbeits-
platz unserer Kolleginnen und
Kollegen legen und dabei hel-
fen,  dass die polizeiliche Arbeit
in Deutschland so erfolgreich
und hoch anerkannt bleibt, wie
zurzeit:
 Laut einer aktuellen Befra-
gung der Friedrich-Ebert-Stif-
tung trauen die Menschen der
Arbeit von Justiz, Polizei und
Bundesverfassungsgericht in
diesem Land noch am ehesten.
Darauf werden wir aufbauen.

Zu: Genügend auf die
Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus
vorbereitet?, DP 10/06

Herr Göritz erläutert in sei-
nem Artikel die hohe Bedeutung
der interdisziplinären Auseinan-
dersetzung mit Rechtsextremis-
mus in der Aus- und Weiterbil-
dung aus rechtlicher,  politischer
und psychologischer Sicht. Als
Allgemeinbildungslehrerin in
der Ausbildung für den mittleren
Polizeivollzugsdienst in Bayern
teile ich die Ansicht des Autors
in diesem Punkt absolut: Eine
Vorbereitung auf die Konfronta-
tion mit Rechtsextremismus in
der polizeilichen Praxis ist unab-
dingbar!

Nachdem ich u. a. in den Fä-
chern unterrichte, die Herr
Göritz anspricht (Politische Bil-
dung und Kommunikation/ Kon-
fliktbewältigung), bin ich aller-
dings mit dem undifferenzierten
und inadäquaten Bild, das er von
der derzeitigen Ausbildungs-
realität vermittelt, nicht einver-
standen.

Gleich zu Beginn des Artikels
wird beispielsweise darauf ver-
wiesen, dass „ ...  z. B. bei der Aus-
und Fortbildung ... das Thema
nicht dauerhaft verankert“ ist.

Diese Aussage ist schlichtweg
falsch!

Als Fazit seiner Überlegungen
fordert Herr Göritz, dass die The-
matik als fester Bestandteil in die
Lehrpläne integriert und die Be-
schäftigung mit dieser Problema-
tik intensiviert wird.

Diese Art der Darstellung so-
wie die Tatsache, dass alle poli-
zeilichen (Aus)Bildungsstätten
aller Länder quasi „in einen
Topf“ geworfen werden, könnte
bei einem Außenstehenden den
falschen und verheerenden Ein-
druck erwecken, dass das Pro-
blem Rechtsextremismus in der
polizeilichen Aus(Bildung) bis-
lang komplett ignoriert wurde.

Zur Richtigstellung soll darauf
verwiesen werden, dass in der
Ausbildung für den mittleren
Polizeivollzugsdienst in Bayern,
„Rechtsextremismus“ seit gerau-
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Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

mer Zeit in einer Reihe von Fä-
chern fest integriert ist. Hierzu
gehören z. B. Politische Bildung,
Kommunikation und Konflikt-
bewältigung sowie einige Rechts-
fächer, wie z. B. besonderes
Sicherheitsrecht. Zusätzlich zum
Unterricht finden regelmäßig
themenrelevante Projekte statt,
wie z. B. Seminartage zum The-
ma Staatsschutz in Zusammenar-
beit mit dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz.

Susanne Roth, Regensburg

Zu: Bücher

Ich habe vor einigen Wochen
von der Christlichen Polizei-
vereinigung (CPV) ein Neues
Testament speziell für Polizei-
bedienstete überreicht bekom-
men. Es waren dort etliche pa-
ckende Lebensberichte aus unse-
rem Berufsleben abgedruckt, ich
war ganz begeistert und habe mir
gleich 10 Exemplare zum Weiter-
geben schicken lassen. Mittler-

AKTUELL
weile sind andere auch sehr in-
teressiert und begeistert davon.
Ich fand es auch super, dass Ihr
in einen der letzten Ausgaben das
Buch von einem Prof. Gabriel
über den Islam angeboten habt.
Es war sehr lesenswert.

Klaus Winter, Wiesbaden

Verlorener Schlüssel

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

mit Post vom 22.11.2006 wur-
de der Kreisgruppe IAF Selm
ein Schlüsselanhänger mit der
Nr.: 101248 übersandt. Nachfor-
schungen haben ergeben, dass
dieser Schlüsselanhänger etwa
im Jahr 1980 durch die damali-
ge Kreisgruppe BPA I (Rechts-
vorgängerin) ausgegeben wor-
den ist und damals nicht fest-
gehalten worden war, wer den

Anhänger bekommen hat.
Seinerzeit waren wir Aus-
bildungseinrichtung und es darf
vermutet werden, dass ein Aus-
zubildender diesen Schlüssel-
anhänger bekommen hat. Wir
bitten nun darum, dass sich der
Kollege (Kolleginnen wurden
erst ab 1982 ausgebildet) bei
uns meldet, um wieder in den
Besitz seiner Schlüssel zu gelan-
gen.

Tel.: 02592/685023

Richtigstellung:
Ältester Delegierter kam
aus Sachsen

In den Artikel „Bei aller Net-
tigkeit – wo bleibt die Kollegiali-
tät“ in der Dezember-Ausgabe
DEUTSCHE POLIZEI über
den Bundeskongress der GdP in
Berlin hieß es, dass der älteste
Delegierte, der Kollege Wal-
demar Lorenz, aus Nieder-
sachsen stammt. Der genannte
73-jährige Waldemar Lorenz
kommt aus Sachsen. Er hat
allerdings einen Namensvetter in
Niedersachsen.

                      Die Redaktion

EuroCOP-Konferenz fordert
Mindeststandards

Informations- und Konsultati-
onsrechte von Polizeibeschäftigten
in Europa – unter diesem Titel

hatten sich am 17. Oktober 2006
knapp 60 Vertreter von EuroCOP
Mitgliedsorganisationen in Rom
versammelt. Ziel war eine Be-
standsaufnahme
der Mitbestim-
mungsrechte von
Polizeibeschäf-
tigten in Europa.

Schnell war
dabei eines klar:
Vergleiche im Sin-
ne eines „besser”
oder „schlechter”,
lassen sich zwi-
schen den einzel-
nen Ländern
kaum ziehen. Da-
für setzt sich die
Praxis der Mitbe-
stimmung in den
einzelnen Ländern aus zu vielen
einzelnen Faktoren zusammen.

Dennoch schlossen sich alle
Konferenzteilnehmer der Forde-
rung von Frank Richter (GdP) an,
der vehement für die Schaffung ge-
meinsamer Mindeststandards ein-
trat. Eine Forderung, die auch
EuroCOP Präsident Heinz Kiefer
in seiner Zusammenfassung unter-
stützte: „Es gibt noch zu viele EU-

Mitgliedsstaaten, in denen eine
Beschäftigung bei der Polizei
immer noch bedeutet, dass man

auf jede Form der
Mitbestimmung
verzichtet.“

Bereits im Vor-
feld der Konferenz
hatten EuroCOP-
Mitgliedsorganisa-
tionen mit der Un-
terstützung des
Europäischen Ge-
werkschaftsbunds
(EGB) die Grund-
züge der Regelun-
gen in der Mehr-
zahl der EU-Mit-
gliedsstaaten zu-
sammengetragen.

Anhand von Einzelbeispielen
aus Dänemark, Slowenien und
Deutschland konnten die unter-
schiedlichen Systeme dann auf der

Konferenz klar diskutiert werden.
Auf EU-Ebene gibt es bisher

keine Bestrebungen, gemeinsame
Standards in diesem Bereich zu
schaffen. Kiefer dazu: „Wenn wir
von einem gemeinsamen Raum
der Sicherheit in Europa reden,
dann müssen wir auch wenigstens
über die gleichen Ausgangsbe-
dingungen für die Leute reden, die
diesen Raum schaffen sollen.“

                 jv

Heinz Kiefer im Gespräch mit dem Vorsitzenden der
Italienischen Polizeigewerkschaft Oronzo Cosi und
seinem Vertreter Alessandro Pisanello (v. l.)

Frank Richter trat in Rom konsequent für die
Schaffung gemeinsamer Mindeststandards bei
Mitspracherechten von Polizeibeschäftigten in
der EU ein.                                      Fotos: SIULP

Mitspracherechte von Polizeibeschäftigten in der EU:
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Vernachlässigte und misshandelte Kinder
– nur eine Aufgabe der Jugendämter?

Wir wurden in letzter Zeit wiederholt über die Medien
mit Kindesmisshandlungen bis hin zu Todesfällen kon-
frontiert, waren erschüttert und betroffen. Und fragten
uns immer wieder: Wie hätte so etwas verhindert wer-
den können? Das Versagen von Behörden wurde ange-
prangert, Konsequenzen gefordert.
PD Rainer Becker aus Mecklenburg-Vorpommern hat
Vorschläge, wie die Polizei intensiver in die Gefahren-
abwehr eingebunden werden könnte.

N ach den letzten tragi-
 schen Todesfällen ver-

nachlässigter und misshandelter
Kinder  haben Bund und Länder
endlich begonnen, Notfallpro-
gramme und deutlich verbesser-
te Hilfskonzepte zu entwerfen,
die derartige Ereignisse künftig
weitestgehend ausschließen sol-
len.

Nicht nachvollziehbar ist hier-
bei allerdings, dass bis dato die
Polizei in angedachten Interven-
tionskonzepten außer acht gelas-
sen wird. Vielleicht weil noch
immer ein falsches Verständnis
von der Beziehung zwischen Ju-
gendämtern und der Polizei vor-
zuherrschen scheint. Vielleicht
liegt es auch an einem falschen
(Selbst-)Verständnis von Polizei
als bloßer Strafverfolgungs-
behörde in derartigen Fällen.

Zuständigkeiten

Die Tatsache, dass die Jugend-
ämter auf dem Gebiet der Ab-
wehr von „familienspezifischen“
Gefahren für Kinder und Ju-
gendliche die originär zuständi-
ge Ordnungsbehörde sind, mag
fälschlich zu der Annahme füh-
ren, dass die Polizei eben nur
hilfsweise – subsidiär – für unauf-
schiebbare Gefahren abwehren-
de und ggf. strafverfolgende
Maßnahmen zuständig sei.

Dies stimmt jedoch nur
teilweise, denn alle Polizeigesetze
Deutschlands beinhalten u. a.,
dass die Polizei und keine ande-
re Ordnungsbehörde die originär
zuständige Behörde zur Verhü-
tung von Straftaten ist. Das Hun-
gernlassen und Schlagen eines
Kindes verwirklichen in aller
Regel Straftatbestände wie
„Misshandlung  von Schutzbe-
fohlenen“ gemäß § 225 StGB,
„gefährliche Körperverletzung“
gemäß § 224 StGB u. a. – und sei
es durch Unterlassen.

Beim Tatbestand oder dem
Verdacht der Vernachlässigung

und der Misshandlung von Kin-
dern gibt es somit zwei originär
zuständige Gefahrenabwehr-
behörden, nämlich das örtlich
zuständige Jugendamt und
gleichrangig daneben die Polizei.

Gelegentlich wird eine Zu-
rückhaltung der Polizei ange-
mahnt, um die Versuche von
Sachbearbeitern des Jugendam-
tes, mit den Erziehungsberechtig-
ten in eine konstruktive Bezie-
hung zur Aufbereitung ihrer Pro-
bleme aufzubauen, nicht zu bein-
trächtigen. Dies könnte in der Tat
geboten scheinen, denn auf
Grund des Legalitätsprinzips
sind Polizeibeamte – anders als
die Sachbearbeiter des Jugend-
amtes – verpflichtet, allen Hin-
weisen auf strafbare Handlungen
ausnahmslos nachzugehen. Und
dies könnte dazu beitragen, dass
sich Erziehungsberechtigte, um
sich nicht selber zu belasten, ver-
schließen.

Andererseits können sich ver-
nachlässigte oder misshandelte
Kinder nicht selber schützen und
sind daher von allen, die für die
Gefahrenabwehr verantwortlich
sind, vor Straftaten konsequent
zu schützen. Und sie dürfen nicht

In Deutschland wurden 2005 fast
3.000 Fälle von Kindesmisshand-
lungen angezeigt. Experten schätzen
die Dunkelziffer 20-mal so hoch.

als „Hilfsmittel“ zur Lösung der
persönlichen und sozialen Pro-
bleme ihrer Erziehungsberech-
tigten herangezogen werden.

Kinder dürfen nicht
zum Objekt staatlichen
Handelns werden

Eine Behörde, die ein Kind
auch nur teilweise benutzt, um
einen Schlüssel zu den gestörten
Emotionen der Erziehungsbe-Foto: dpa
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rechtigten zu haben, macht die-
ses Kind zum bloßen Objekt
staatlichen Handelns und ver-
stößt damit gegen die Menschen-
würde gemäß Artikel 1 GG, die
eben dies verbietet.

Obige Ausführungen müssen
auch für ein eventuelles Belassen
des Kindes bei seinen Erziehungs-
berechtigten gelten. Auch hier
darf es nur um das Kindswohl
gehen. Die für das Kind ange-
strebten Vorteile müssen dabei
eventuelle (Rest-)Risiken bei
weitem überwiegen. Zweifelsfäl-
le müssen aus Sicht des Verfassers
immer zu Lasten des Erziehungs-
rechts der Erziehungsberechtig-
ten entschieden werden.

Zusammenarbeit
festgeschrieben

§ 11 des Sicherheits- und
Ordnungsgesetzes (SOG) M-V
legt fest, dass die Ordnungs-
behörden – also auch die Jugend-
ämter und die Polizei – im Rah-
men ihrer sachlichen Zuständig-
keit zusammen arbeiten und sich
gegenseitig über Vorkommnisse
und Maßnahmen von Bedeutung
unterrichten.

Eine Weisungsbefugnis des
Jugendamtes gegenüber der Po-
lizei oder umgekehrt ist auf dem
Gebiet der Gefahrenabwehr aus-
geschlossen. In Betracht käme
ein so genanntes „Erinnern an
eigene Aufgaben“, und wenn
eventuelle Differenzen sich dann
noch immer nicht klären lassen,
könnte allenfalls auf dem Dienst-
weg an den Dienstvorgesetzten
der anderen Behörde herange-
treten werden – im Extremfall
könnte das bedeuten, dass sich
der Innenminister mit dem zu-
ständigen Sozialminister zu eini-
gen hätte.

Streifen nutzen

Kaum eine Ordnungsbehörde
verfügt. über ein derartiges Po-
tential für eine systematische
Bestreifung bestimmter Regio-
nen wie die Polizei. So besteht
losgelöst von allen Maßnahmen
auf Grund von Bürgerhinweisen
eine sehr gute Möglichkeit, auf-
fällige Kinder festzustellen und

Gefahren ermittelnd tätig zu
werden.

In Einzelfällen mag dies
bereits erfolgreich der Fall gewe-
sen sein. Der Verfasser ist der
Auffassung, dass sich die Mög-
lichkeiten, die sich hieraus erge-
ben, bei einer entsprechenden
Sensibilisierung der Beamtinnen

Befragungen
Zum Beispiel: Sollte im Rah-

men der Streife ein Kind ange-
troffen werden, bei dem der An-
schein besteht, das es vernachläs-
sigt oder misshandelt wurde,
könnte dieses kindgemäß gemäß
§ 28 SOG M-V hierzu befragt
werden.

Dabei ist wichtig, dass die §§
52 bis 55 StPO zu beachten sind,
so dass das betreffende Kind sei-
ne Eltern nicht zu belasten
braucht und daher davon auszu-
gehen wäre, dass die Erziehungs-
berechtigten bei der Befragung
grundsätzlich hinzuzuziehen wä-
ren. Wenn es jedoch um eine im
einzelnen Falle bevorstehende
Gefahr für Leib, Leben oder
Freiheit einer Person geht, gelten
obige Beschränkungen nicht – z.
B bei offenkundiger Unterernäh-
rung oder offen sichtbaren Spu-
ren von Misshandlung.

So gewonnene Erkenntnisse
dürften allerdings ausschließlich
zum Zweck der Gefahrenabwehr
und damit nicht für die Strafver-
folgung genutzt werden. Aber
diese Beschränkung würde mit
hoher Wahrscheinlichkeit auch
in einem strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren zum Tragen kom-
men.

Körperliche
Untersuchungen

Schließlich käme noch eine
körperliche Untersuchung eines
Kindes, bei dem der Anschein
der Vernachlässigung oder Miss-
handlung besteht, in Betracht.
Gefahren abwehrend ist ein der-
artiger Eingriff expressis verbis
nicht geregelt, so dass hierbei auf
die so genannte Generalklausel
des § 13 SOG M-V zurückgegrif-
fen werden müsste. Hierbei ge-
wonnene Erkenntnisse zur
Gefahrenabwehr könnten ge-
mäß § 36 SOG M-V trotzdem im
Strafverfahren genutzt werden,
da sie mit einem vergleichbaren
Mittel zum Zweck der Strafver-
folgung hätten erhoben werden
können, nämlich § 81c StPO, der
körperlichen Untersuchung. Al-
ternativ könnte die Gefahren ab-
wehrende körperliche Untersu-

chung (zumindest in den Län-
dern, die über vergleichbare Re-
gelungen verfügen) u. U. auf § 53
SOG M-V „Durchsuchung und
Untersuchung von Personen“
gestützt werden. Wenngleich es
bei der Regelung um Anste-
ckungsgefahren für andere Per-
sonen geht, könnte im Schluss-
verfahren a fortiori (wenn, dann
erst Recht…) gefolgert werden,
dass eine derartige Regelung erst
Recht gelten dürfte, wenn es um
Gefahren geht, die einem Kind
drohen. Zu beachten ist hier der
Richtervorbehalt. Auch im Falle
einer auf die polizeiliche Gene-
ralklausel gestützte körperliche
Untersuchung sollte von einem
Richtervorbehalt ausgegangen
werden. Ausnahmen lägen bei
Gefahr im Verzuge vor.

Beim Anfangsverdacht auf
strafbare Handlungen könnte
der Eingriff auf § 81c StPO ge-
stützt werden. Eine Verwendung
der so gewonnenen Erkenntnis-
se/Daten zu einem anderen
Zweck wäre gemäß § 37 (1) SOG
M-V möglich.

Täglich melden

Sowohl zur Verhütung von
Straftaten als auch als Amtshilfe
für personell überforderte Ju-
gendämter bestünde die Mög-
lichkeit, gemäß § 50 SOG M-V
eine Gefahren abwehrende Vor-
ladung zu verfügen: Der Mutter
oder dem Vater eines gefährde-
ten Kindes, das unter der Obhut
des Jugendamtes bei seinen El-
tern belassen wurde, könnte per
Verfügung aufgegeben werden,
sich einmal täglich zu einer be-
stimmten Uhrzeit mit dem be-
troffenen Kind an der örtlich zu-
ständigen Polizeidienststellen zu
melden.

Bei dieser Vorladung würde es
sich um einen Verwaltungsakt
gemäß dem jeweiligen Verwal-
tungsverfahrensgesetz handeln,
dessen sofortiger Vollzug im In-
teresse des Kindes gemäß § 80
(2) Verwaltungsgerichtsordnung
anzuordnen wäre.

Ein „Nichterscheinen“ könn-
te in Verbindung mit der „Vor-
geschichte“ auf eine gegenwärtig
gewordene erhebliche Gefahr
für die Gesundheit und das Le-

Der Autor

und Beamten  und einem Um-
denken, dass die Polizei – wie
gesetzlich vorgesehen – selbst
Gefahren ermittelnd tätig zu
werden hat und nicht mehr auf
die Zuständigkeit der Jugendäm-
ter schaut und Hinweise abwar-
tet, erheblich erweitern lassen.

Rainer Becker, Polizei-
direktor, Leiter des Fach-
bereichs Polizei an der
Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung,
Rechtspflege und Polizei
in Güstrow/Mecklenburg-
Vorpommern:
„Mein jüngster Sohn wird
im Dezember drei Jahre
alt. Auch wenn man(n)
bereits etwas älter ist,
kann man  die Wünsche,
Sorgen und Nöte von Kin-
dern noch viel bewusster
und besser (wieder) wahr-
nehmen – und vor allen
Dingen nachempfinden –
wenn man selber Kinder
hat.“
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ben des Kindes, zumindest aber
tatsächliche Anhaltspunkte für
das Verüben von Straftaten zum
Nachteil des Kindes, hindeuten,
was wiederum eine Durchsu-
chung der Wohnung der betrof-
fenen Familie gemäß § 59 SOG
M-V zuließe.

Je nach Lage könnte das Kind
dann zu seinem Schutz gemäß §
55 SOG M-V in Gewahrsam ge-
nommen werden.

Bei Bejahung einer gegenwär-
tigen erheblichen Gefahr wären
gleichzeitig die Voraussetzungen
einer Gefahr im Verzuge gege-
ben. Bei den erwähnten tatsäch-
lichen Anhaltspunkten sollte im
Rahmen der weiteren Gefahren-
ermittlung gemäß § 7 (1) Nr. 1
SOG M-V vor Ort geprüft wer-
den, inwieweit ein richterlicher
Beschluss für die Durchsuchung
der Wohnung erforderlich ist
oder inwieweit die Voraussetzun-
gen der Gefahr im Verzuge ge-
geben sind.

Schutzmaßnahmen
anordnen

Alternativ könnte – in
Mecklenburg-Vorpommern und
Schleswig-Holstein sogar
expressis verbis in § 29(1) S. 2 Nr.
3 SOG M-V bzw. § 181(1) S. 2 Nr.
3 LVwG S-H geregelt – der Lei-
ter der zuständigen Polizei-
behörde nach Feststellen einer
Gefährdungslage eine Schutz-
maßnahme für das betroffene
Kind anordnen, was regelmäßige
Kontrollen einschließlich einer
Inaugenscheinnahme des Kindes
vor Ort nach sich ziehen könnte.

Beim Anschein weiterer Ge-
fahren könnte wie oben verfah-
ren werden. Aus Gründen der
Verhältnismäßigkeit sollte mit
den Betroffenen abgestimmt
werden, welche Maßnahme für
sie den geringer belastenden Ein-
griff darstellen würde. Auf Grund
der Öffentlichkeitswirksamkeit
von Kontrollen, die allerdings
unter Umständen in Zivil erfol-
gen könnten, dürfte eine Gefah-
ren abwehrende Vorladung
grundsätzlich den milderen und
für die Polizei weniger aufwän-
digen Eingriff beinhalten.

Schutzmaßnahmen könnten

und sollten wegen ihrer präven-
tiven Dominanz am besten durch
so genannte Kontaktbereich-
beamte wahrgenommen werden,
so dass der Streifendienst
hierdurch nicht zusätzlich belas-
tet werden müsste.

Opferschutz im Fokus

Einen schwerwiegenderen
Eingriff würde eine Ingewahr-
samnahme des betroffenen Kin-
des zu seinem Schutz und zur
Verhütung von Straftaten dar-
stellen. Auf Grund oft falscher
Einschätzung der Zuständigkei-
ten bleibt es zu oft bei einer blo-
ßen Unterrichtung des scheinbar
alleine originär zuständigen Ju-
gendamtes gemäß § 7(1) Nr. 2

SOG M-V. Stattdessen wäre in
der konkreten Situation vor Ort
der Opferschutz in den Fokus zu
rücken und die Gefahrenlage auf
das sorgfältigste zu beurteilen.

Man stelle sich nur die Ängs-
te eines soeben misshandelten
Kindes vor, das voller Hoffung
auf Hilfe miterleben muss, dass
die Polizei vor Ort erscheint und
es dann unter Verweis auf das
Jugendamt alleine mit seinem
Peiniger/seiner Peinigerin zu-
rückgelassen wird.

In Fällen so genannter häusli-
cher Gewalt wird stets – und
mittlerweile von der Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte
bestätigt – von einer gegenwär-
tigen erheblichen Gefahr für das
Opfer, in aller Regel eine er-

DRAMEN UNTER DEUTSCHLANDS DÄCHERN

wachsene Frau, ausgegan-
gen, so dass der Täter
sofort der Wohnung ver-
wiesen wird. Besteht die
häusliche Gewalt in der
Misshandlung eines Kin-
des und kann der Täter
nicht der Wohnung ver-
wiesen werden, scheint oft
und nicht nachvollziehbar
eine gegenwärtige erheb-
liche Gefahr plötzlich
nicht mehr zu bestehen, so
dass bis zu Maßnahmen
des Jugendamtes abge-
wartet wird.

Dies kann und darf
nicht sein.

Was für die Schwachen
gilt, muss erst Recht für
die noch Schwächeren
gelten, und was für einen
Platzverweis gemäß § 52
SOG M-V gilt muss erst
Recht für eine Inge-
wahrsamnahme gemäß §
55 (1) Nr. 3 SOG M-V gel-
ten.

Wer entscheidet?

Wenn nach Übernah-
me durch das Jugendamt
das Kind wieder seinen
Eltern übergeben werden
sollte, hat die Polizei
grundsätzlich nicht das
Recht, diese Maßnahme
einer in diesem Fall origi-
närer zuständigen Behör-

de zu unterlaufen.
Wie bereits erläutert, können

jedoch im Rahmen der Verhü-
tung von Straftaten Gefahren
abwehrende eigene Maßnahmen
– wie Gefahren abwehrende Vor-
ladungen oder Schutzmaßnah-
men – verfügt werden, die
wiederum das Jugendamt nicht
unterlaufen darf.

Weiterhin erfordern neue La-
gen neue Entschlüsse, und wenn
es zu neuen Misshandlungen ge-
kommen ist, könnte eine erneu-
te Ingewahrsamnahme geboten
sein und das Jugendamt könnte
an seine eigenen Aufgaben – s. o.
– erinnert werden. Gegebe-
nenfalls wäre nachdrücklich auf
dem Dienstweg zu intervenieren.

Und schließlich bliebe zu prü-

Kinder, die heute in ihrer Not allein gelassen werden, könnten
später das, was man ihnen angetan hat, an ihre Kinder oder an
andere Personen weitergeben.                                  Foto: dpa
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fen, inwieweit hier nicht durch
Behördenmitarbeiter Straftat-
bestände als unechte Unterlas-
sungsdelikte verwirklicht wor-
den sind.

Fazit

Die Polizei war und ist mit der
Spezialisierung „Verhütung von
Straftaten“ ebenso wie die Ju-
gendämter originär für die Ab-
wehr von Gefahren durch Ver-
nachlässigung und Misshandlung
von Kindern zuständig. Hierbei

sollte sie eng und kooperativ mit
den Jugendämtern zusammenar-
beiten.

Bei der gemeinsamen Aufga-
be des Schutzes von Leben sowie
körperlicher und seelischer Ge-
sundheit unserer Kinder kann
und darf es kein Ohne- oder gar
Gegeneinander geben.

Gerade wenn es um Kinder
geht, muss bei allem Verständnis
für sozialpädagogisch motivier-
tes Interesse an der Hilfe für
überforderte oder gestörte Er-
ziehungsberechtigte im Zweifel

der Schutz des Kindes, des Op-
fers, absoluten Vorrang haben.

Die Polizei als ein bedeuten-
der Teil eines komplexen Sys-
tems der Gefahrenabwehr hat
ebenso wie die Jugendämter
sicherlich keine Möglichkeiten,
gesellschaftliche Ursachen für
die Vernachlässigung und Miss-
handlung der Schwächsten in
unserer Gesellschaft abzustellen.
Allerdings stellen die bereits vor-
handenen und in aller Regel aus-
reichenden polizeilichen Mög-
lichkeiten zur Krisenintervention

in Sofortlagen ein großes Poten-
tial dar, das bei der Entwicklung
von Notfallkonzepten zum
Schutz unserer Kinder konse-
quent eingebunden werden soll-
te. Das, was bisher ohne oder mit
nur geringer Einbindung der Po-
lizei unternommen wurde, ist ge-
scheitert.

Dass Konzepte gemeinsam
mit der Polizei scheitern würden,
ist eher unwahrscheinlich.

Unsere Kinder sollten uns den
Versuch wert sein.

             Rainer Becker

Professioneller Kinder-
schutz ist Aufgabe des
Staates
Vor 17 Jahren wurde die UN-Konvention über die Rechte
des Kindes unterzeichnet. DP befragte den UNICEF-Spre-
cher Deutschland, Rudi Tarneden, über die Umsetzung in
unserem Land.

Herr Tarneden, was ist seit der
Unterzeichnung dieser UN-Kon-
vention  in Deutschland passiert,
um „ ... das Kind vor jeder Form
körperlicher oder geistiger
Gewaltanwendung, Schadenszu-
fügung oder Misshandlung, vor
Verwahrlosung oder Vernachläs-
sigung, vor schlechter Behand-
lung oder Ausbeutung einschließ-
lich des sexuellen Missbrauchs zu
schützen ...“ (aus Artikel 19)?

Die UN-Konvention über die
Rechte des Kindes war und ist ein
Meilenstein für alle, die die Rech-
te der Kinder stärken und ihren
Schutz verbessern wollen. In
Deutschland gab es seit der Rati-
fizierung der Konvention im Jahr
1992 eine Reihe rechtlicher Ver-
änderungen. Nicht alle sind aus-
schließlich auf die Kinder-
konvention zurückzuführen. Sie
stehen aber damit in engem Zu-
sammenhang.

So gab es 1998 eine Reform des
Kindschaftsrechts, in dem die
Familiengerichte gestärkt werden,
bei Gewaltsituationen „erforder-
liche Maßnahmen“ zu treffen.

Im Jahr 2000 wurde nach lan-

gen Diskussionen das Recht eines
jeden Kindes auf eine gewaltfreie
Erziehung festgelegt. Darin heißt
es, „körperliche Bestrafungen,
seelische Verletzungen und ande-
re entwürdigende Maßnahmen
sind unzulässig.“ Gleichzeitig
wurden für die Kinder- und Ju-
gendhilfe neue Unterstützungs-
angebote formuliert.

2003 wurden Bestimmungen
im Bürgerlichen Gesetzbuch zur
Verbesserung von Kinderrechten
erweitert, die zum Beispiel die
Möglichkeit einräumen, ein ge-
walttätiges Elternteil aus der
Familienwohnung zu verweisen.

Schließlich hat Deutschland
auch das Zusatzprotokoll zur
Kinderkonvention verabschiedet,
welches den Einsatz von Kindern
als Soldaten verbietet. Die Rati-
fizierung eines weiteren Zusatz-
protokolls zum besseren Schutz
vor Menschenhandel, sexueller
Ausbeutung und Kinder-
prostitution wird zurzeit im Justiz-
ministerium vorbereitet.

Auch der Besitz von Kinder-
pornografie ist seit Ende der 90er

1/2007 Deutsche Polizei  9
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Jahre strafbar und grundsätzlich
gibt es stärkere Bemühungen,
deutsche Sextouristen, die im
Ausland Kinder missbraucht ha-
ben, auch nach ihrer Rückkehr
zur Verantwortung zu ziehen.

Insgesamt lässt sich sagen, dass
mit der Kinderrechtskonvention
das öffentliche Bewusstsein über
Kinderrechte vorangebracht wur-
de. Noch in den 60er Jahren wa-

der und Ausbeutung von Kindern
Phänomene sind, die es in unserer
Gesellschaft gibt. Sie finden aber
meist im Verborgenen statt

Laut aktueller UN-Studie ster-
ben in Deutschland jede Woche
zwei Kinder aufgrund von Miss-
handlungen oder Vernachlässi-
gung. Woran liegt es, dass viele
Kinder bei uns immer noch nicht
ausreichend geschützt werden
können?

Extreme Gewalttaten gegen
Kinder wie Morde sorgen immer
wieder für Schlagzeilen. Doch
dies sind zum Glück vergleichs-
weise seltene Ereignisse. Alle
Fachleute sind sich weitgehend
einig, dass es keine Hinweise dar-
auf gibt, dass diese Verbrechen in
den vergangenen Jahrzehnten
stark angestiegen sind.

Allerdings kommt es nach ei-
ner Untersuchung von UNICEF
in Deutschland statistisch gese-
hen jede Woche zu zwei Todesfäl-
len durch Vernachlässigung und
Misshandlungen. Angesichts des
Martyriums, das die betroffenen
Kinder durchleiden, ist dies eine
schreckliche Tatsache.

Weitaus schwieriger ist es, das
Ausmaß nicht tödlicher Gewalt in
Familien zu erfassen. Nach Anga-
ben des Deutschen Kinderschutz-
bundes wurden im Jahr 2003 fast
190.000 Kinder und Jugendliche
Opfer von gewalttätigen oder se-
xuellen Übergriffen. In 2005 zähl-
te die polizeiliche Kriminal-
statistik etwa 14.000 Fälle von se-
xuellem Missbrauch. Experten
gehen davon aus, dass die Dun-
kelziffer 8- bis 9-mal so hoch ist.
Was sichtbar wird, ist also die Spit-
ze eines Eisberges.

Arbeitslosigkeit, Armut und
sozialer Stress erhöhen den Druck
auf Familien erheblich. Trotzdem
muss auch gesehen werden, dass
die meisten Eltern – auch die, die
in schwierigen Verhältnissen leben
– ihre Kinder unterstützen so gut
sie es können. Die größte Heraus-
forderung für den Kinderschutz
liegt darin, die „Risikofamilien“
rechtzeitig zu identifizieren und
Unterstützungsangebote bereit zu
stellen. Es darf dabei nicht darum
gehen, die Betroffenen von vorn-
herein zu stigmatisieren.

Bei diesem Abwägungsprozess
steht allerdings häufig das

„Kästchendenken“ der unter-
schiedlichen Institutionen im
Wege. Wann spricht die Hebamme
mit dem Jugendamt? Wann schlie-
ßen sich Sozialarbeiter und Kin-
derarzt kurz. An wen können
Kindergärtner und Lehrer, die ei-
nen Verdacht haben,  sich wenden,
ohne dass eine Lawine an Maß-
nahmen ausgelöst wird, die
möglicherweise den vorhandenen
Problemen nicht gerecht wird und
dem Kind sogar schaden könnten?

Umgekehrt stellt sich die Fra-
ge: Wann ist der richtige Zeit-
punkt, ein Kind aus einer
Bedrohungssituation heraus zu
holen und wer entscheidet
darüber? Wann ist der Moment,

ren Ohrfeigen an Schulen als
Disziplinierungsmittel verbreitet
und toleriert. Heute kommt dies
eher in Ausnahmen vor.

Auch werden Themen wie Ge-
walt und Missbrauch von Kindern
in Familien viel mehr öffentlich
thematisiert.

Auf der anderen Seite dürfen
diese Fakten nicht darüber hinweg
täuschen, dass Gewalt gegen Kin-

Artikel 19
1. Die Vertragsstaaten tref-

fen alle geeigneten Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs-, Sozial-
und Bildungsmaßnahmen, um
das Kind vor jeder Form kör-
perlicher oder geistiger Ge-
walt-anwendung, Schadenszu-
fügung oder Misshandlung,
vor Verwahrlosung oder Ver-
nachlässigung, vor schlechter
Behandlung oder Ausbeutung
einschließlich des sexuellen
Missbrauchs zu schützen, so-
lange es sich in der Obhut der
Eltern oder eines Elternteils,
eines Vormunds oder anderen
gesetzlichen Vertreters oder
einer anderen Person befin-
det, die das Kind betreut.

2. Diese Schutzmaßnah-
men sollen je nach den Gege-
benheiten wirksame Verfah-
ren zur Aufstellung von Sozi-
alprogrammen enthalten, die
dem Kind und denen, die es
betreuen, die erforderliche
Unterstützung gewähren und
andere Formen der Vorbeu-
gung vorsehen sowie Maß-
nahmen zur Aufdeckung,
Meldung, Weiterverweisung,
Untersuchung, Behandlung
und Nachbetreuung in den in
Absatz 1 beschriebenen Fäl-
len schlechter Behandlung
von Kindern und gegeben-
enfalls für das Einschreiten
der Gerichte.

UN-Konvention über die
Rechte des Kindes

DRAMEN UNTER DEUTSCHLANDS DÄCHERN
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mit der Polizei zu sprechen – und
wie viel Wissen, Zeit und Erfah-
rung gibt es dort, um solche sen-
siblen Situationen im Interesse
des Kindes zu lösen?

Bei den schrecklichen Fällen,
die in den vergangenen Monaten
in den Medien diskutiert wurden,
waren ja die Probleme seit länge-
rem bekannt – und trotzdem hat
niemand gehandelt.

Was muss jetzt in Deutschland
passieren? Wer ist in der Pflicht?

Gewalt gegen Kinder geht je-
den an. Trotzdem ist professionel-
ler Kinderschutz eindeutig eine
Aufgabe des Staates. Die Diskus-
sion um ein so genanntes „Früh-
warnsystem“ zur Identifizierung
möglicherweise bedrohter Kinder
von der Geburt an ist wichtig und
richtig. Die Vernetzung der Insti-
tutionen, die mit Kindern zu tun
haben und die Qualifizierung von
Mitarbeitern sind zentral.

Nur darf man dabei nicht bei

„Modellprojekten“ stehen blei-
ben. Denn wenn nach ein paar
Jahren die Förderung ausläuft,
besteht immer die Gefahr, dass
das erworbene Wissen und die
verbesserte Handlungsfähigkeit
wieder verloren gehen.

Ich denke, dass auch der Aus-
tausch zwischen Polizei und

Kinderschutzeinrichtungen wei-
ter entwickelt werden kann – um
die jeweilige Arbeitsweise und die
Probleme der Kinder besser zu
verstehen.

Grundsätzlich sollten auch
Nachbarn, Freunde, Kinder-
gärtner oder Lehrer ermutigt sein,
hinzuschauen und ein Gespür zu
entwickeln, wann zum Beispiel
der Stress in einer Familie um-
schlägt in Schläge gegen ihr Kind.
Hier sind Initiative und Sensibili-
tät gleichzeitig erforderlich, um
offen Fragen zu stellen und auch
Hilfe anzubieten.

Wie bleibt UNICEF am
Thema?

Schwerpunkt der UNICEF-
Hilfsprogramme sind die ärmsten
Länder der Welt, die nicht über
die Mittel und Institutionen ver-
fügen, um die Grundversorgung
der Kinder sicher zu stellen.

In den Industrieländern arbei-
ten wir mit nationalen Organisa-

tionen wie dem Kinderschutz-
bund zusammen und leisten dabei
Aufklärungs- und Lobbyarbeit.

Beispielsweise hat eine Studie
über Kinderprostitution im
deutsch-tschechischen Grenzge-
biet in 2004 dazu beigetragen, das
Problem auf die Tagesordnung
der Politik zu setzen und eine
Länder übergreifende Zusam-
menarbeit der Behörden mit an-
zustoßen.

Mit Unterstützung des Auswär-
tigen Amtes wird UNICEF auch
eine „kinderfreundliche“ Fassung
der UN-Studie „Gewalt gegen
Kinder“ erstellen und den Schu-
len in Deutschland zur Verfügung
stellen.

Gemeinsam mit anderen Kin-
derorganisationen setzt sich
UNICEF dafür ein, ein starkes
politisches Signal zu setzen und
die Kinderrechte explizit in der
Verfassung zu verankern.

Das Gespräch führte
Marion Tetzner

Unser Gesprächspartner
Rudi Tarneden ist Sprecher von
UNICEF Deutschland
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Junge Gruppe engagiert sich für
polizeiliche Präventionsarbeit
Die Junge Gruppe hat sich bereits vor Jahren mit ihrer Akti-
on „Erwachsen wird man nicht Schlag auf Schlag“ für eine
gewaltfreie Erziehung engagiert. In ihrem Themenpapier
dazu forderten die jungen Polizistinnen und Polizisten u. a:

„Gewalt gegen Kinder muss
stärkere Beachtung in der poli-
zeilichen Präventionsarbeit fin-
den und zu einem ihrer Schwer-
punkte werden. Die Zusammen-

arbeit mit den Institutionen der
Jugend muss verstärkt, gegenü-
ber Pädagoginnen und Pädago-
gen muss Vertrauensarbeit ge-
leistet werden. Jeder einzelne

Polizist, jede einzelne Polizistin
muss durch Information und ver-
besserte Aus- und Fortbildung
für Gewalt gegen Kinder sensi-
bilisiert werden, so dass sie in
kritischen Situationen über aus-
reichende Kenntnisse verfügen
und sozial kompetent agieren
können.“

Der Bundesjugendvorsitzen-
der Sascha Göritz zum heutigen

Stand der Dinge:
„Es gibt bereits
viele gute Initiati-
ven in allen Berei-
chen des öffentli-
chen Lebens, die
diese Ideen der
Vernetzung auf-
greifen, erschre-
ckend bleibt aber
zum einen das
Verhalten der
Medien, zum an-
deren leider aber
auch das der poli-
tisch Verantwort-
lichen.

Ebenfalls vor
Jahren haben wir
als Junge Gruppe
die Vertreter der
Medien aufgefor-
dert, sich für die
Ächtung der Ge-
walt in der Erzie-
hung einzusetzen.
Sie sollten künftig
auf die Skanda-
lisierung schwerer
Einzelschicksale
verzichten, die
nur die Sensati-
onslust des Publi-
kums bedient. Die
s c h r e c k l i c h e n
jüngsten Beispiele
der Berichterstat-
tung zeigten
allerdings genau
das Gegenteil. Je-
den Tag neue De-
tails der einzelnen
Horrorphasen in
der Leidensge-
schichte der un-
schuldigen Opfer.
Hier muss die Fra-

ge gestellt werden, warum die
Medien eben nicht mit gleicher
Inbrunst von den vorgenannten
guten Projekten seitens Polizei
und anderer Organisationen be-
richten. Aber vielleicht ist es auch
nur die Reaktion auf das Spiegel-
bild unserer Gesellschaft: Welche
Schlagzeile interessiert uns ei-
gentlich wirklich? Welche Nach-
richt lässt sich am besten verkau-
fen?

Dabei wäre es so wichtig, dass
die Medien sich nachhaltig um
das Thema „Gewaltfreie Erzie-
hung“ bemühen, sachgerecht
und kontinuierlich über die Ge-
fahren einer repressiven Erzie-
hung für Individuum und Gesell-
schaft berichten und positive
Entwicklungsmöglichkeiten auf-
zeigen. Aber auch hier wieder

der Spiegel
vor unser Ge-
sicht: Interes-
siert uns das
wirklich? Las-
sen sich diese
Nachrichten
genauso gut
verkaufen?“
„Besonders
schlimm“, so
Sascha Göritz
weiter, „ist die
W a h r n e h -
mung, dass

unsere politischen Verantwortli-
chen offenbar nach dem gleichen
Schema in der öffentlichen De-
batte vorgehen. Wem nützt es?
Schnell sind sie an den hinge-
reichten Mikrofonen dabei, alles
Mögliche an Vernetzung, an Ini-
tiativen und an Aktionen zu for-
dern und anzukündigen. Und am
nächsten Tag kommt die nächste
Schlagzeile zu einem anderen
Thema und schon ist es mit der
Aufmerksamkeit vorbei. Insbe-
sondere gegen diesen Trend gilt
es in Zukunft noch vermehrt den
Finger in die Wunde zu legen und
deutlich zu machen, dass gerade
bei diesem so wichtigen Thema
Kontinuität und Ehrlichkeit die
Basis für eine gute Arbeit.”

Bundesjugend-
vorsitzender
Sascha Göritz

DRAMEN UNTER DEUTSCHLANDS DÄCHERN

Plakat zur Junge Gruppe-Aktion „Erwachsen wird man nicht Schlag auf Schlag “.
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Bündnis gegen Gewalt in Gesellschaft
verankern

„Wir müssen mehr für die Sicherheit in Städten und Ge-
meinden tun. Sie ist die Voraussetzung für Freiheit,
Lebensqualität und Wachstum. Notwendig ist ein Bündnis
für Sicherheit, das die gesamte Gesellschaft einbindet“,
forderten der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes (DStGB), Dr. Gerd Landsberg,
und GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg Mitte
Dezember 2006 auf einer gemeinsamen Pressekonferenz
in Berlin. Sicherheit müsse als gesamtgesellschaftliche
Aufgabe begriffen werden. Dabei sei es notwendig, schon
vom Kindergarten an, bis zum  Altenheim, Gewalt-
prävention zu etablieren.

Mit dem gemeinsamen Akti-
ons-Programm nahmen beide
Organisationen ihre 1998 begon-
nene Zusammenarbeit wieder
auf. Mit einem Positionspapier
hatten DStGB und GdP, damals
noch in Bonn, Missstände zu Si-
cherheit und Ordnung in den
Kommunen kritisiert und zahl-
reiche Verbesserungsvorschläge
vorgestellt.

Verwahrlosung und
Vandalismus

Eine unverändert hohe Krimi-
nalitätsbelastung in den Städten
und Gemeinden, die Verwahrlo-
sung öffentlicher Räume durch
Vandalismus und illegaler Müll-
beseitigung, eine Zunahme der

„Regelverletzungen“ und uner-
wünschten sozialen Verhaltens-
weisen verbreiteten, so Dr. Gerd
Landsberg und Konrad Freiberg,
Angst und minderten die
Lebensqualität der Bürger-
innen und Bürger.

Die Zahl der Straftaten sei un-
verändert hoch und liege bei rund
6,4 Millionen 2005. In den letzten
Jahren habe insbesondere die
Gewalt zugenommen. Die regist-
rierte Gewaltkriminalität sei seit
1999 um fast 20 Prozent gestiegen,

die Körperverletzungen hätten
sich seit 1994 nahezu verdoppelt.
Die Zahl der schweren und ge-
fährlichen Körperverletzungen
hätten allein von 2004 bis 2005 um
8,4 Prozent zugenommen.

Gewaltproblem an
Schulen

Mit großer Sorge betrachteten
sowohl DStGB wie GdP die zu-
nehmende Gewalt an Schulen.
Dr. Landsberg: „Der Erziehungs-
auftrag der Eltern darf nicht an
die Schulen abgegeben werden.
Elternrechten stehen auch El-
ternpflichten gegenüber.“ Wei-
terhin gehörten Streitschlichter-
schulungen auf den Stundenplan.

                                                 >

SICHERHEIT



14  1/2007 Deutsche Polizei

Falsche Sparpolitik
Konrad Freiberg kritisierte

den massiven Personalabbau bei
der Polizei in den letzten Jahren:
„Die Bemühungen um verbes-
serte Sicherheitsstrukturen dür-
fen nicht mit einem durch falsche
Sparpolitik erzwungenen Rück-
zug der Polizei aus dem öffent-
lichen Raum einhergehen.“

Immer mehr junge Menschen, so
Freiberg, wollten Polizist werden,
würden aber abgewiesen, weil
keine Stellen da wären: „Morgen
werden sie fehlen.“

Soziales Frühwarnsystem

Dr. Landsberg und Freiberg
forderten weiterhin ein soziales
Frühwarnsystem gegen Kindes-
misshandlungen. Ein Informati-
ons-Netzwerk, das Hebamme,
Kinderarzt, Kindergarten, Schu-
le, Jugendamt, Polizei und Justiz
verbinde, könne schneller Hin-
weise auf Vernachlässigungen
und Misshandlungen geben.

Bei jährlich 150.000 geschätz-
ten Fällen von Kindesmisshand-
lungen sei es zudem notwendig,
dass Jugendämter ein umfassen-

des Auskunftsrecht beim
Bundeszentralregister für Straf-
sachen erhielten. Kinderschutz
gehe vor Datenschutz.

Videoüberwachung aus-
weiten

DStGB und GdP befürworte-
ten auch eine verstärkte Video-
überwachung insbesondere an

Bahnhöfen sowie in öffentlichen
Verkehrsmitteln. Freiberg: „Vi-
deoüberwachung kann Polizei-
arbeit vor Ort nur ergänzen und
darf nicht zum weiteren Abbau
polizeilicher Präsenz benutzt
werden.“ Ob und in welchem
Umfang, Videokameras auf öf-
fentlichen Plätzen eingesetzt
würden, sollte aber zwischen Po-
lizei und Kommune entschieden
werden.

Sicherheits-
partnerschaften

Beide Organisationen spra-
chen sich dafür aus, die auf kom-
munaler Ebene gut funktionie-
renden Sicherheitspartnerschaf-
ten fortzuführen und durch hin-
zustossende Partner auszubauen.

MiZi

Ein Bündnis für Sicherheit in der Gesellschaft verankern wollen der GdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg und der Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes (DStGB), Dr. Gerd Landsberg. Die
Pressekonferenz leitete Dr. Thomas Wittke (v. l.) .          Foto: Zielasko

MITBESTIMMUNG

Kostenfaktor
Demokratie!?
Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat „Eck-
punkte für ein modernes Landespersonalvertretungs-
recht“ beschlossen. Dahinter verbirgt sich der Versuch,
die Mitbestimmungsrechte im öffentlichen Dienst zu be-
schneiden. Der NRW-Innenminister Wolf bezeichnete das
bewährte geltende Recht als „Hindernis für eine effektive
und effizient arbeitende Verwaltung.“

Mit seiner Absicht steht der
Minister nicht allein. In der Ver-
gangenheit gab es schon Bemü-
hungen beispielsweise seiner
Kollegen aus Hessen oder Thü-
ringen. Seine Begründung sorgt
allerdings für eine neue Qualität
in der Debatte um die Novellie-
rungen von Personalvertretungs-
rechten:

1. Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) habe
bereits 1995 ent-
schieden, dass es
verfassungswid-
rig sei, wenn das
Letztentschei-
dungsrecht des
Dienstherrn in
Personalangele-
genheiten teil-
weise ausge-
schlossen sei.
Die neue Lan-
d e s r e g i e r u n g
setzte die Vorga-
ben des BVerfG
jetzt endlich um.

2.Um die Haus-
halte der öffent-
lichen Arbeitge-
ber im Landes-
bereich nachhal-
tig zu sanieren,
werde es in den
nächsten Jahren
eine Konzentra-
tion auf Kern-
aufgaben und
eine schlankere
Verwaltungsstruk-
tur geben. Das
habe einen
Stellenabbau zur Folge. Die
Landesregierung halte es da-
her für geboten, den Umfang

von Freistellungen für Perso-
nalratstätigkeit zu verringern.

 Die wahren Absichten der
Landesregierung sind leicht
durchschaubar. Es geht bei die-
ser Reform nicht um eine Ver-
besserung von gesetzlichen
Grundlagen für die Personalrä-
te, sondern unter dem „Deck-
mantel der Modernisierung“ um
den „Abbau von Demokratie in

der öffentlichen Verwaltung“.
Man will die Verwaltung ohne
„Störungen“ durch die Personal-

SICHERHEIT

Quelle: Böckler Impuls
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räte modernisieren und gleich-
zeitig Kosten sparen.

So sollen zum Schutz der Be-
schäftigten geltende Mitbestim-
mungstatbestände zur Mitwir-
kung umgewandelt werden bzw.
ganz entfallen. Ohne Beteiligung
der Personalvertretung will das
Innenministerium künftig fol-
gende Vorhaben umsetzen:

• Privatisierungen, z. B. Werk-
stätten, Einsatzküchen, IT-Ser-
vice,

• Nutzung neuer Technologien
zur Leistungs- und Verhal-
tenskontrolle,

• Neuregelungen zu befristeten
Arbeitsverträgen,

• Wirtschaftlichkeitsüberprüf-
ungen durch „Dritte“ (Unter-
nehmensberatungen) ohne
Mitspracherechte der Betrof-
fenen,

• Schwächung der Arbeitsfähig-
keit der Personalräte durch
Verkürzung der Fristen und
Wegfall der Unabhängigkeit
durch drastische Kürzungen
bei den Freistellungen

Beschäftigte auf Kosten-
verursacher  reduziert

Mitbestimmung als demokra-
tische Teilnahme der Beschäftig-
ten an den Meinungsbildungs-
prozessen innerhalb der Dienst-
stelle werden so auf das Niveau
von Transaktionskosten gestellt.
Die Menschen in der Verwaltung
werden damit nicht als Persön-
lichkeit wahrgenommen, son-
dern als Kosten verursachende
Stelle. Diese Sicht auf die Mitbe-
stimmung gibt den Blick frei auf
ein feudalistisches Menschen-
bild.

 Bisher ist noch niemand auf
den Gedanken gekommen ein
Gesetzgebungsverfahren unter
den Aspekten einer Kosten-
Leistungsrechung zu betrachten.
Auch Abläufe zwischen Regie-
rungen, Verwaltungen und Koa-
litionsrunden ließen sich in einer
Kostenstellenstruktur erfassen.
Unserer Demokratie ist dieser
Maßstab abträglich.

Wer die Menschen nicht an
den wesentlichen, sie betreffen-
den Entscheidungen beteiligt,

sondern Weisungsrechte in den
Vordergrund stellt, verletzt ihre
Grundrechte und schafft sich
obendrein Probleme: Die Be-
schäftigten haben häufig die bes-
ten Kenntnisse über den Arbeits-
prozess; dieses Know-how ist
Gold wert. Wer es nicht nutzt,
verschleudert Ressourcen – in
diesem Fall die Steuergelder.

 „Mehr Demokratie wagen“,
so titelte 1969 Willy Brandt sei-
ne Regierungserklärung. Die
Bürger- und Mitarbeiterorien-
tierung dieser Bemühungen wer-
den allgemein als eine Weiterent-
wicklung der Demokratie beur-
teilt.

Die persönliche
Beteiligung der Mit-
arbeiter stärkt deren
Selbstständigkeit
und Eigenverant-
wortung. Es ist ge-
werkschaftliche Auf-
gabe in den Perso-
nalvertretungen, sich
mit der Allgemein-
verträglichkeit von
Einzelinteressen aus-
einanderzusetzen.
Die Mitarbeiterver-
tretung ist der Aus-
gleichsfaktor zwi-
schen den unter-
schiedlichen Inte-
ressenslagen inner-
halb einer Dienst-
stelle. Der allgemei-
ne Überwachungs-
auftrag der Personal-
räte und ihre demo-
kratische Legitimati-
on bilden die Pole für
das immer währende
Spannungsfeld zwi-
schen Dienststellen-
leitung und Beschäf-
tigtenvertretung.
Hier spiegelt sich am
deutlichsten Demo-
kratieverständnis
und Menschenbild
wider. Es geht dabei
nicht um die gewerk-
schaftliche Einfluss-
nahme auf einen hie-
rarchischen Apparat.
Der gewerkschaftli-
che Einfluss gilt der
parlamentarischen
Steuerung dieser Ap-
parate.

Mitbestimmung ist Er-
gänzung der parlamenta-
rischen Kontrolle

Die Aufgabe von Personal-
vertretungen als „dienststellen-
internes Organ“ ist es auch, das
geplante Handeln der Behörde
auf seine Vereinbarkeit mit ge-
setzlichen Grundlagen hin zu
überprüfen. Ohne in die Orga-
nisationsgewalt des „Diensther-
ren“ einzugreifen kann davon
ausgegangen werden, dass die
Mitbestimmung der Personalrä-
te eine Ergänzung der parlamen-
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tarischen Kontrolle darstellt. Es
ist kein allzu kühner Schluss, in
den Kontrolltätigkeiten der Per-
sonalräte ein taugliches Mittel
zur Verhütung von Macht-
missbrauch in einem Bereich zu
sehen, der vom Parlament nicht
oder nicht hinreichend kontrol-
liert wird.

Im Alltag kann es passieren,
dass den Personalräten die Qua-
lifikation für eine Kontrolle – vor
allem Rechtskontrolle – abge-
sprochen wird. Die Personalräte
haben keine Aufgabe im Sinne
der Dienst- und Fachaufsicht ge-
genüber der Dienststelle. Ihre
verwaltungsinterne Aufgabe be-
steht in der Feststellung, ob die
Gesetze, die vom Parlament ver-
abschiedet wurden, umgesetzt
und eingehalten werden.

Dem Mitbestimmungsrecht
liegt idealtypisch das Partner-
schaftsprinzip zwischen Mitar-
beitervertretung und Dienststel-
le zu Grunde. In der gelebten
Wirklichkeit hängt es auch vom
Verhältnis der Partner ab, ob die
Mitbestimmung zu einem
Kampfbegriff wird.

Durch die Personalräte wur-
zelt die Gewerkschaft im Alltag
der Menschen. Diesen Alltag gibt
auch der Katalog von Betei-
ligungsrechten wider. Nieman-
dem sollte es gleichgültig sein, ob
er die berufliche Arbeit nur er-
trägt oder als positiven Teil sei-
nes Lebens empfindet und mit
Befriedigung gestaltet.

Die Selbstbestimmung am ei-
genen Arbeitsplatz und in der ei-
genen Dienststelle ist ein demo-
kratischer Wert an sich.

Die Personalratsmitglieder
vertreten in ihrer Arbeit die Ge-
samtheit der Dienststelle. Durch
diese Interessenvertretung kann
die Führungsarbeit der arbeits-
rechtlichen und dienstrecht-
lichen Verantwortlichen ergänzt
und stabilisiert werden. Beteili-
gungsrechte behindern nicht die
Funktionsfähigkeit der Verwal-
tung. Vielmehr belegt die Ver-
waltungsrealität, dass eine
Selbstbindung der beiden Part-
ner Dienststelle und Personalrat
eintritt.

Mitbestimmung ist damit eine
Garantie für Kontinuität und
Stabilität.

Jörg Radek, Horst Müller

MITBESTIMMUNG

Pioniere der Väterzeit
Mit der Einführung des Elterngeldes hofft Bundesfamilien-
ministerin Ursula von der Leyen (CDU) auf einen höheren
Anteil von Männern, die ihren Job vorübergehend unter-
brechen oder reduzieren. Die Zahlung einer Lohnersatz-
leistung sowie die beiden „Papamonate” sollen Väter er-
muntern, sich mehr um ihre Kinder zu kümmern. Dass sol-
che Angebote durchaus zu Verhaltensänderungen führen
können, belegt eindrucksvoll das Beispiel Island: Dort ge-
nießen inzwischen fast 90 Prozent der jungen Väter drei
Monate bezahlte „Väterzeit”.

Die isländischen Erfahrungen
sind Thema eines Forschungs-
projektes der Europäischen Uni-
on. „Fostering Caring Masculi-
nities”, kurz FOCUS genannt
(siehe nebenstehende Erläute-
rung), untersucht die Möglich-
keiten von Männern, Erzie-
hungs- und Fürsorgearbeit in ih-
rer Familie zu übernehmen.

Im Mittelpunkt stehen dabei
vor allem die Spielräume männ-
licher Beschäftigter am Arbeits-
platz. In Spanien, Deutschland,
Slowenien, Norwegen und Island
wurden je zwei Unternehmen,

ein privatwirtschaftliches und ein
öffentliches, auf ihre „Väter-
freundlichkeit” hin getestet. Kul-
turelle Unterschiede stellten die
Wissenschaftler schon bei der
Vorauswahl fest. So entwickelte
sich in Norwegen ein regelrech-
ter Wettbewerb unter den Betrie-
ben, weil diese unbedingt an dem
Projekt teilnehmen wollten. In
Deutschland dagegen wollte ei-
nes der befragten Unternehmen,
ein großer Energiekonzern, lie-
ber anonym bleiben. Im „natio-
nalen Bericht” taucht deshalb
neben dem Umweltbundesamt,
das als öffentliche Behörde ein

besonders flexibles Zeitmana-
gement entwickelt hat, die fikti-
ve Firma „EnerCom” auf.

„Väterförderung ist in den
meisten Betrieben immer noch
ein blinder Fleck”, stellt  Marc
Gärtner fest. Der Politik-
wissenschaftler vom Berliner
Forschungsinstitut Dissens war
für den deutschen Part am
FOCUS-Projekt verantwortlich.

Fostering Caring Masculi-
nities (FOCUS) untersucht im
internationalen Vergleich die
Chancen von Männern, Beruf
und Familie zu vereinbaren und
Erziehungsarbeit zu überneh-
men. Deutscher Partner des
EU-Projektes ist das Berliner
Forschungsinstitut Dissens.
Kontakt:
Telefon: 030 - 54987530
www.dissens.de

Das FOCUS-Projekt

ELTERNGELD

Mit dem neuen Gesetz zum Elterngeld sollen auch Väter die Möglichkeit bekommen, im Beruf zu pausie-
ren, um sich eine Zeit lang intensiv um ihre Kinder kümmern zu können.                                 Foto: dpa
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Im Vergleich zu Skandinavien
dominiere hier zu Lande eine
konservative Aufteilung der
Geschlechterrollen – mit der Fol-
ge, dass bisher nur wenige Väter
Teilzeit arbeiten oder eine Baby-
pause nutzen. Nach einer Unter-
suchung im Auftrag des Bundes-
familienministeriums waren in
den letzten Jahren rund fünf Pro-
zent der „Elternzeitler” Männer,
immerhin hat sich diese Quote
seit 2001 verdreifacht. Gärtner
geht davon aus, dass das lukrati-
ve Elterngeld den Väteranteil
deutlich steigern wird.

Bestätigt wird diese Prognose
durch die Praxis der weiterge-
henden Regelungen in Norwe-
gen, Schweden und vor allem
Island. Dort ist die insgesamt
neunmonatige Babypause in ver-
schiedene Phasen aufteilt. Drei
Monate stehen der Frau, drei
Monate dem Mann zu; über die
restlichen drei Monate können
die Eltern beliebig verfügen. Den
FOCUS-Ergebnissen zufolge
nehmen auf der Insel im Nord-
atlantik  Väter im Schnitt 90 Tage
und Mütter rund 180 Tage eine
bezahlte Auszeit. Die isländi-
schen Mütter stillen ihre Säuglin-
ge rund ein halbes Jahr und blei-

• Für Kinder, die ab dem 1. Ja-
nuar 2007 geboren sind, wird
eine Lohnersatzleistung auf
der Basis von 67 Prozent des
bisherigen Nettoeinkom-
mens gezahlt.

• Das Elterngeld beträgt maxi-
mal 1800 Euro, Grundlage
der Berechnung ist das
Durchschnittsgehalt der
zwölf der Geburt vorausge-
henden Monate.

• Der Anspruch besteht min-
destens ein Jahr lang. Zwei
weitere „Partnermonate”
sind an die Bedingung ge-
knüpft, dass das bis dahin voll
erwerbstätige Elternteil
(meist der Vater) sich eben-
falls um die Kinderbetreuung
kümmert und seine Arbeits-
zeit auf höchstens 30 Stunden
pro Woche reduziert.

Das neue Elterngeld
• Alleinerziehende erhalten

das Elterngeld 14 Monate.
Arbeitslose bekommen ei-
nen nicht auf andere Leistun-
gen angerechneten Min-
destbetrag von 300 Euro.

• Es gibt die Möglichkeit, das
Elterngeld auf maximal 28
Monate zu „strecken”. Die
monatliche Zahlung verrin-
gert sich bei gleichem Ge-
samtbudget entsprechend.

• Für in kurzer Folge geborene
Kinder wird ein Geschwis-
terbonus in Höhe von zehn
Prozent, mindestens jedoch
75 Euro pro Monat gezahlt.

• Während der Babypause be-
steht Kündigungsschutz und
eine rechtliche Garantie auf
Rückkehr an den früheren
(oder zumindest einen
gleichwertigen) Arbeitsplatz.

ben in dieser Zeit zu Hause.
Danach aber gehen neun von
zehn Vätern für immerhin ein
Vierteljahr in Elternzeit.

Nach den Befragungen der
Wissenschaftler befürworten
73,7 Prozent der isländischen
Arbeitgeber den befristeten Aus-
stieg der Männer. Vor allem die-
se Zahl macht die kulturellen
Unterschiede zwischen Deutsch-
land und den nordischen Län-
dern deutlich: Gesetzliche
„Papamonate” werden dort nicht
als „Windelvolontariat” diffa-
miert oder als „staatliche Bevor-
mundung” abgelehnt. Vielmehr
herrscht ein gesellschaftlicher
Konsens darüber, dass auch
Männer Erziehungsaufgaben
verbindlich übernehmen sollen.

Deutsche Unternehmen ge-
hen nicht davon aus, dass ihre
männlichen Mitarbeiter künftig
in Scharen an den Wickeltisch
abwandern könnten. Ein wichti-
ger Grund dafür dürfte die nach
wie vor hohe Arbeitslosigkeit
sein, die gerade junge Väter ver-
unsichert: Wer Angst hat vor ei-
ner Kündigung, der traut sich
häufig nicht, Papamonate zu be-
antragen.    Thomas Gesterkamp

PC Daten:
Private Dateien auf
Dienst-PC gehören dem
jeweiligen Beamten

In Bremen wurde innerhalb
eines Disziplinarverfahrens der
dienstliche Rechner eines Polizis-
ten nach privaten Dateien durch-
sucht und die gefundenen Daten
beschlagnahmt. Dagegen hat der
Betroffene geklagt. Das VG Bre-
men entschied die Rechtmäßig-
keit. Der Betreffende gab sich
nicht zufrieden und wandte sich
an das OVG in Bremen, das die
Entscheidung des VG Bremen
aufhob und mit aller Deutlichkeit
bestätigt, dass private Dateien
auch auf einem dienstlichen
Rechner dem jeweiligen Beamten
und nicht dem Dienstherrn „ge-
hören“. Sollen sie im Rahmen ei-
nes Disziplinarverfahrens einge-
sehen werden, bedarf es im Vor-
feld einer richterlichen Anord-
nung und die Fortdauer der Be-
schlagnahme ist durch die Dienst-
herrn ausdrücklich zu beantragen
– egal, ob die Maßnahme sich auf
die ursprünglichen Daten oder
Kopien davon bezieht.
OVG Bremen, Beschluss vom
21.07.2006 – DL A 420/05

*
Als bitterer Beigeschmack des

gesamten Verfahrens bleibt anzu-
merken, dass der Innensenator
erst auf massives Drängen der
GdP die Herausgabe der be-
schlagnahmten Daten und der
hiervon gefertigten Kopien ver-
fügt hat.

Die oberste Dienstbehörde hat
endlich auch angeordnet, dass alle
noch laufenden Disziplinarver-
fahren mit dem gleichen Tatvor-
wurf eingestellt und zudem die
bereits mit einer Disziplinarver-
ügung abgeschlossenen Verfah-
ren „rückabgewickelt“ und eben-
falls eingestellt werden.

    RA Bernd Stege, Bremen.

Geschwindigkeits-
überschreitung:
Zwei Messfehler ist einer zuviel

Fährt ein Polizeibeamter auf
der Autobahn hinter einem Raser
her (hier mit rund 170 km/h), um
anhand des Tachos die annähernd
exakte Geschwindigkeit zu ermit-
teln, so muss die Messstrecke
mindestens 500 Meter betragen
(im Regel gilt das bei einem Tem-
po von mehr als 90 km/h), wenn
das Ergebnis zur Auswertung zu-
gelassen werden soll. Unter be-
sonderen Umständen darf die
Strecke auch kürzer sein, was je-
doch keinesfalls mehr gilt, wenn
der maximale Abstand zwischen
dem nachfahrenden Polizeiwagen
und dem Verkehrssünder über-
schritten wird. Für die Abstands-
regelung bei einer derartigen
Geschwindigkeit gilt, dass die
beiden Fahrzeuge nicht mehr als
200 Meter auseinander fahren
dürfen (was hier aber der Fall war,
so dass der Raser freigesprochen
wurde).
Oberlandesgericht Bamberg,
3 Ss OWi 1556/05

W. B.

Mobbing:
Wenige Vorwürfe bringen noch
kein Schmerzensgeld

Wird eine Arbeitnehmerin von
einer Kollegin während einer
Auseinandersetzung beschimpft
(hier als „dreckig“ und „verloge-
nes Luder“) und kommt es seit-
dem immer wieder zu verbalen
Angriffen und Drohungen („Ich
tue ‚was in deinen Kaffee“), so
kann die Gepeinigte dennoch
kein Schmerzensgeld verlangen
(hier gefordert: 20.000 ), wenn sie
zwar wegen andauernder Angst-
zustände in ärztlicher Behand-
lung ist, jedoch nur wenige, zeit-
lich weit auseinander liegende
Vorfälle beweisen kann. Unter
Mobbing ist jedoch die „regelmä-
ßige und systematische Schikane

über einen längeren Zeitraum“ zu
verstehen. (Hier kam das Landes-
arbeitsgericht Köln zu dem
Schluss, dass die vom Arzt attes-
tierten Beschwerden auch priva-
te Ursachen haben könnten.)
AZ: 12 (7) Sa 64/06

W. B.
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Behörden und öffentliche Einrichtungen investieren zu
wenig in die Bildung ihrer MitarbeiterInnen. Diese An-
sicht teilten Bildungsexperten, GewerkschafterInnen
und VertreterInnen der Dienstbehörden beim 9. Schöne-
berger Forum des DGB zum Thema „Bildung für den öf-
fentlichen Dienst – Kompetenzentwicklung, Qualitäts-
sicherung, Berufsperspektive“. Insbesondere ältere
Menschen, Teilzeitbeschäftigte und Frauen hätten
kaum teil an Weiterbildung. Per Gesetz soll Fortbildung
nun zur Pflicht werden. Zur Tagung am 21. und 22. No-
vember waren 450 Menschen ins Schöneberger Rat-
haus nach Berlin gekommen.

 „Die Ressource Mitarbeiter“
sei im öffentlichen Dienst in den
vergangenen Jahrzehnten „sträf-
lich vernachlässigt worden“,
stellte Innen-Staatssekretär
Johann Hahlen beim Schöneber-
ger Forum des DGB fest. Seine
Kritik an unzureichenden An-
strengungen zur Weiterbildung
der Beschäftigten untermauerte
die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock anhand
einer Studie der Hans-Böckler-
Stiftung. Demnach stößt das The-
ma Bildung nur auf mäßiges In-
teresse, obwohl der öffentliche
Dienst mit 4,7 Millionen Men-
schen der größte Beschäftigungs-
sektor ist. Insbesondere der An-
teil älterer MitarbeiterInnen an

Fortbildungen sei alarmierend;
bei den über 55-Jährigen liege er
bei einem Prozent. Dabei sei
Weiterbildung unverzichtbar,
damit Menschen bis zum Berufs-
ende mit den neuesten Entwick-
lungen Schritt halten könnten.

Hahlen betonte: „Wir müssen
das Schlagwort vom lebenslan-
gen Lernen ernst nehmen“ und
kündigte an, dass eine Verpflich-
tung zur Qualifizierung ins Be-
amtenrecht aufgenommen wer-
den soll. Falls Bedienstete aus
gesundheitlichen Gründen ihre
Tätigkeit nicht mehr ausüben
können oder Behörden umorga-

Bildungspflicht im öffentlichen Dienst

nisiert werden, sollen Mitar-
beiterInnen für eine neue Aufga-
be qualifiziert werden. Zu wel-

chen Zeiten und Konditionen die
Weiterbildung realisiert werden
soll, werde im Gesetz nicht fest-
gelegt. Sinnvoll sei es zu überle-
gen, ob sie außerhalb der Dienst-
zeit stattfinden könne.

Sehrbrock  mahnte auch Geld
für Weiterbildung an. Der
Dienstherr könne nicht eine
Pflicht zur Fortbildung einführen

und die Kosten bei den Beschäf-
tigten abladen. Die Personal-
vertretungen ermunterte sie, ihr

Recht verstärkt zu nutzen, um
Dienstvereinbarungen zur Aus-
und Weiterbildung abzuschlie-
ßen. In Rheinland-Pfalz existiert
seit 2005 eine bundesweit einma-
lige Zielvereinbarung zur Fort-
und Weiterbildung, die beim Fo-
rum vorgestellt wurde. DGB,
ver.di, GdP und GEW haben
darin mit der Landesregierung
Ziele, Rahmenbedingungen und
Vorgaben für die Umsetzung von
Fort- und Weiterbildungen fest-
gelegt.

Bessere Möglichkeiten zur
Teilnahme an einer Weiterbil-

dung forderte Sehrbrock für Be-
schäftigte mit Kindern. Als Bei-
spiel nannte sie Schulungen am
Arbeitsort, Kinderbetreuung bei
der Weiterbildung und E-Lear-
ning, also Wissensvermittlung
durch elektronische Medien oder
Internetplattformen. Hahlen
räumte ein, dass es auch für Teil-
zeitbeschäftigte mitunter schwie-
rig sei, an Qualifizierungskursen
teilzunehmen, zum Beispiel
wenn sie über die ganze Woche
gehen. Schulungen für Teilzeit-
kräfte würden nur wenige ange-
boten, berichtete die Gleich-
stellungsbeauftragte im Bundes-
familienministerium, Kristin
Rose-Möhring. Bei Weiterbil-
dungen müsse auch auf den
Frauenanteil geachtet werden,
merkte Inge Höhne an. Die stell-
vertretende Leiterin der Gleich-
stellungsstelle München unter-
strich, TrainerInnen sollten bei
der Wissensvermittlung und der
Organisation der Weiterbildung
den Anspruch einer geschlech-
tergerechten Ausbildung und
Qualifikation im öffentlichen
Dienst beachten. Hervorragende
Konzepte hierzu verzahnten In-
strumente der Frauenförderung
und der Personalentwicklung.

Ebenso wie bei der Weiterbil-
dung liefen Frauen Gefahr, bei
Beurteilungen benachteiligt zu
werden, sagte Rose-Möhring.
Denn Familienpflichten würden
genauso wie Teilzeit negativ be-
urteilt. Die Aufstiegsverfahren
im Beamtenbereich würden vor
allem von Männern absolviert.
Im Jahr 2004 seien nur 21 Pro-
zent der Teilnehmenden aus den
obersten Bundesbehörden Frau-
en gewesen, aus den nach-
geordneten Behörden nur 9,6
Prozent. Die saarländische In-
nenministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer (CDU) bestätigte
die Darstellung: Beförderungen
im Beamtenbereich seien „ex-
trem veränderungsresistent“. In
den Köpfen von Vorgesetzten sei
fest verankert, dass Frauen
„Hobbyarbeiterinnen“ seien und
hauptberuflich ihre Familie um-
sorgten. Das Resultat seien Be-
urteilungen, in denen die unter-
schiedlichen Erwerbsverläufe

Im Forum „Laufbahnrecht“ wurde
heftig über die erschwerten Zu-
gänge für Bachelor- und Master-
Absolventen durch das bestehen-
de Laufbahnrecht diskutiert.

SCHÖNEBERGER FORUM DES DGB
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von Frauen und Männer zu we-
nig berücksichtigt würden.
Männer müssten dahingehend
geschult werden, dass ihre Sicht-
weise zu einer ergebnisorien-
tierten Beurteilung führt.

Fortbildung ist nach Ansicht
der Ministerin jedoch nicht nur
in diesem Punkt unerlässlich. Bei
der Verwaltungsmodernisierung
im Saarland sei die Weiterbil-
dung der MitarbeiterInnen ein
fester Bestandteil. Betroffene
der Umstrukturierung, die mit
Personalabbau verbunden ist,
können sich weiterqualifizieren.
Ausbildungsgänge zum mittleren
und gehobenen Dienst wurden
laut Kramp-Karrenbauer eigens
eingerichtet. Die Offensive sei
aber auch nötig, um Mitar-
beiterInnen im Umgang mit
neuen Instrumenten einer mo-
dernen Verwaltung wie Personal-
management zu schulen.

Eine moderne Verwaltung
mache einen Anspruch auf Bil-
dung erforderlich statt eines
Zwangs, betonte der Bundes-
beamtensekretär des DGB,
Egbert Biermann. Ein Behör-

denleiter müsse
fragen: „Sie wa-
ren noch nicht in
einer Fortbil-
dung?“ und nicht
„Wie, Sie wollen
in eine Fortbil-
dung?“. Hahlen
räumte ein, dass
sich auch in dieser
Hinsicht die
Führungskultur
verbessern müsse.
Beim Statisti-
schen Bundes-
amt, das er zuvor
leitete, habe es ein
jährliches Perso-
nalführungsge-
spräch gegeben,
bei dem die
Weiterbildungs-
wünsche der Mit-
arbeiterInnen an-

gesprochen worden seien.
Es stelle sich auch die Frage,

wie den zunehmend älteren Be-
diensteten Karrierechancen er-
öffnet werden können, warf
Ulrich Potthast ein. Der stellver-
tretende Vorstand der Kommuna-
len Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement wies
darauf hin, dass bis 2030 die Zahl
der Erwerbstätigen in Deutsch-
land um 20 Prozent zurückgehe.
„Je mehr sich die Zahl der Er-
werbstätigen ändert, desto mehr
wird der öffentliche Dienst der
Verlierer sein“, meinte Potthast.
Die Personalentwicklung müsse
daraus Konsequenzen ziehen, so-
wohl um Beschäftigte zu qualifi-
zieren als auch, um sie nicht zu
verlieren. Führungskräfte müss-
ten sich als Personalverant-
wortliche fühlen.

Egbert Biermann sprach sich
dafür aus, die Ausbildung so zu
gestalten, dass Menschen auch
außerhalb des öffentlichen
Dienstes eingesetzt werden kön-
nen. Der DGB halte es für falsch,
spezielle Berufe für diesen Sek-
tor zu schaffen wie die „Fach-
kraft für Bürokommunikation“.

Ulrich Potthast forderte mehr
Anstrengungen, um Migrantin-
nen und Migranten für den öf-
fentlichen Dienst zu gewinnen.
Dies untermauerte Biermann
mit einem Beispiel: Unter den
17.000 Beschäftigten der Berli-
ner Polizei seien nur 70 Mi-

DGB-Vorsitzender Michael Som-
mer  wies in seiner Eröffnungs-
rede auf Probleme und Gefahren
im Bildungs- und Ausbildungs-
bereich im Zusammenhang mit
der Föderalismusreform hin.
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grantinnen und
Migranten. Die
Polizei habe je-
doch nicht nur
das Problem,
dass sich kaum
AusländerInnen
bewerben, sagte
Kramp-Karren-
bauer. Sie hält
es für ungünstig,
dass als Zu-
gangsvoraus-
setzung für die
Au s b i l d u n g
Abitur oder
Fachabitur ge-
fordert wird.
„Damit schließe ich ganze Gene-
rationen von Jugendlichen aus“,
kritisierte die Ministerin. „Es ist
nicht meine Vorstellung, dass im
öffentlichen Dienst nur noch
Akademiker eine Perspektive
haben.“

GewerkschaftsvertreterInnen
im Publikum hoben hervor, dass
Aus- und Fortbildung mit einer
Berufsperspektive verknüpft
sein müsse und nicht zu weiterem
Personalabbau führen dürfe.

Laufbahnrecht erschwert
Zugang für Bachelor und
Master

Der öffentliche Dienst muss
sich bei der Einstellung und Ein-
gruppierung auf neue Aus-
bildungsabschlüsse einstellen.
Ein verändertes Laufbahnrecht
könnte hierbei Spielräume bie-
ten, wie Referenten beim
Schöneberger Forum des DGB
darstellten. Die Bildungsex-
perten bemängelten, die Rege-
lungen der Ausbildung und Zu-
gangsvoraussetzungen für die
Laufbahnen erschwerten Bewer-
berInnen mit neuen Hochschul-
abschlüssen den Eintritt in den
öffentlichen Dienst. Der „lauf-
bahnrechtliche Protektionis-
mus“ verhindere, dass Verwal-
tungen die Absolventen/-innen
der neuen Bachelor- und Master-
Studiengänge aufnehmen kön-
nen, kritisierte Ulrich Potthast.
Durch die Abschottung hätten
Menschen, die nicht von Ver-
waltungshochschulen kämen,
keine Chance.

An Universitäten und Fach-
hochschulen (FH) wird derzeit
ein gestuftes System mit Bache-
lor- und Masterabschlüssen ein-
geführt. Dies ist die Konsequenz
aus den Beschlüssen der
Bildungsminister in Bologna, die
bis 2010 zu einem vereinheitlich-
ten Studiensystem in Europa
führen sollen. Rund 75 Prozent
der Studiengänge seien auf Ba-
chelor und Master umgestellt,
sagte der Vertreter der Hoch-
schulrektorenkonferenz (HRK),
Dr. Peter Zervakis. An der Fach-
hochschule des Bundes in Brühl
wird nach den Worten des Staats-
sekretärs im Bundesinnenmi-
nisterium, Johann Hahlen, ge-
prüft, ob Bachelor und Master
anstelle des Diploms eingeführt
werden. Der Bachelor soll zum
Beruf qualifizieren, ein Master-
Studium kann angeschlossen
werden.

Matthias Jähne vom GEW-
Landesverband Berlin kritisier-
te, die Innenministerkonferenz
versuche, den neuen Studienab-
schlüssen das bisherige Dienst-
und Laufbahnrecht überzu-
stülpen. Sie hebele Vorgaben der
Kultusministerkonferenz aus,
wonach Masterabschlüsse zum
höheren Dienst berechtigen –
unabhängig davon, ob sie an ei-
ner FH oder an einer Universi-
tät erworben wurden, sagte der
Referent für Hochschule und
Forschung. Ein an der Universi-
tät abgelegter Master berechtigt
somit für den höheren Dienst, ein
Master einer FH hingegen nur
für den gehobenen Dienst. Nur
73 Prozent der Masterstudien-

Über die Umstellung von Studien-
gängen auf Bachelor- oder
Masterabschlüsse und deren
besoldungsrechtliche Konse-
quenzen diskutierten Dr. Gerhard
Lapke, Petra Schwarz
(Moderatorin), Matthias Jähne
und Dr. Peter Zervakis (v. l. n. r.).

Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
standpunkt – Ingrid Sehrbrock
(1. v. r.) und Staatssekretär
Johann Hahlen (1. v. l.) disku-
tierten über die zukünftige Aus-
und Fortbildung im öffentlichen
Dienst.

petenzzentrums Bologna der
HRK wünschte, dass der Bache-
lor für die Qualifizierung im öf-
fentlichen Dienst stärker aner-
kannt werde. „Wir treffen auf
große Berührungsängste, dass es
nur ein Schmalspurakademiker
ist.“ In der Wirtschaft sei der
Bachelor bereits als Berufs-
qualifizierender Hochschulab-
schluss akzeptiert, berichtete Dr.
Gerhard Lapke, Bei der Deut-
schen BP AG für Aus- und Wei-
terbildung zuständig.

Dr. Zervakis trat dafür ein,
dass es für Beschäftigte mit nach-
gewiesener Befähigung und
Leistungsbereitschaft einfacher
möglich sei, die Laufbahngren-
zen zu überschreiten. Er bemän-
gelte, dass die Laufbahnverord-
nungen im öffentlichen Dienst an
bestimmte Studienzeiten gebun-
den und ein Masterstudium im
Laufbahnrecht nicht vorgesehen
sei. „Der öffentliche Dienst kop-
pelt sich ab, wenn er nicht
genauso grundlegende Verände-
rungen wie an den Hochschulen
vornimmt“, befürchtete er.

Der Abteilungsleiter im Bun-
desinnenministerium, Werner
Müller, teilte die Meinung, dass
sich das Laufbahnsystem für
neue Qualifikationen öffnen
muss. Es sei nötig, verwaltungs-
interne sowie -externe Ausbil-

dungen gleichwertig anzuerken-
nen. Gleichwertige Tätigkeiten
außerhalb des öffentlichen
Dienstes müssten stärker ange-
rechnet werden, damit der Quer-
einstieg attraktiver werde. Die
Zahl der 74 Fachrichtungs-
laufbahnen sollte reduziert wer-
den. Mehrere verwandte Ausbil-
dungen auf gleichem Niveau

gänge an Fachhochschulen erfül-
len laut Dr. Peter Zervakis die
gestellten Anforderungen an den
höheren Dienst.

Die Hochschulrektoren-
konferenz sei unglücklich über
die Ungleichbehandlung zwi-
schen Universitäts- und FH-Ab-
schlüssen, ließ Dr. Zervakis wis-
sen. Der Projektleiter des Kom-

SCHÖNEBERGER FORUM DES DGB
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könnten für eine Laufbahn qua-
lifizieren. Den Beschäftigten er-
öffneten sich dadurch neue
Entwicklungsmöglichkeiten, weil
weniger Laufbahnwechsel nötig
seien.

Nach Ansicht des stellvertre-
tenden GdP-Vorsitzende Bern-
hard Witthaut sollte jedoch nicht
außer Acht gelassen werden, dass
das Laufbahnrecht im öffentli-
chen Dienst gleiche Bedingun-
gen für alle BewerberInnen bei
Einstellung und beruflichem

Weiterkommen garantiert. Somit
sei ein berufsgruppenübergrei-
fender Vergleich möglich. Ins-
besondere dieser Vergleich mit
anderen Beamtengruppen habe
dazu geführt, dass die Arbeit der
Polizei richtigerweise als Tätig-
keit des gehobenen Dienstes be-
wertet werde.

Die Laufbahnen des Polizei-
vollzugsdienstes, so versicherte
Staatssekretär Hahlen, sollen
beibehalten werden.

Jähne sah die öffentlichen Ar-
beitgeber nun gefordert, den

Bachelor-Absolvent/innen at-
traktive Berufsperspektiven zu
bieten. Dazu müssten Tätigkeits-
felder geschaffen werden, die
sich von den bisherigen für
BewerberInnen mit Diplom,
Magister oder Staatsexamen un-
terscheiden. Berufsanfänger-
Innen mit Bachelor dürften nicht
für weniger Geld eingestellt wer-
den als bisherige Nachwuchs-
kräfte. Auch Dr. Lapke warnte:
„Ich sehe für den öffentlichen
Dienst das Problem, dass dieje-
nigen mit Bachelor als Sachbe-

arbeiter eingestellt werden.“
Vorteile der Studienreform

erkennen die Experten darin,
dass sich die Inhalte an den Kom-
petenzen orientieren, die Fach-
kräfte brauchten, beispielsweise
auch Sozialkompetenz. Für den
öffentlichen Dienst sahen die
Referenten Vorteile auch in der
größeren Mobilität. Lehrende
sowie Studierende sollen ihr Wis-
sen im internationalen Austausch
erweitern.

Ein Risiko der Reform liege
nach Jähnes Ansicht darin, dass
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nicht ausreichend Geld zur Ver-
fügung steht. Es sei nicht erkenn-
bar, dass der höhere Betreuungs-
und Beratungsaufwand in den
Hochschulen abgedeckt werde.
„Ich befürchte, dass der Bache-
lor dadurch zum Schmalspur-
Studium wird“, sagte Jähne. Ein
Forums-Teilnehmer berichtete,
dass die Bundespolizei und ein-
zelne FH-Bereiche wegen der
gewünschten Umstellung bereits

mit den Haushältern zu kämpfen
hätten. Diese argumentierten,
dass die bisher dreijährige Aus-
bildung doch schon sehr gute
Absolventinnen und Absolven-
ten hervorbringe. Jähne betonte,
die Umstellung sei nicht kosten-
neutral möglich. Er sah die Ge-
fahr, dass die Hochschulen
zunächst in die Bachelor-Studi-
engänge investieren und unklar
bleibe, welche Kapazität dann
noch für die Master-Abschlüsse
zur Verfügung stehe.

Studie der Hans-Böckler-
Stiftung: Weniger Geld
für Bildung

Trotz steigender Anforderun-
gen im öffentlichen Dienst gehen
die Investitionen in die Bildung
der MitarbeiterInnen zurück –
das bemängelte die stellvertre-
tende DGB-Vorsitzende Ingrid
Sehrbrock anlässlich der Veröf-
fentlichung einer Untersuchung
der Hans-Böckler-Stiftung. Die
Studie mit dem Titel „Zwischen
Sparzwang und Innovation – Die
Situation der Aus-, Fort- und
Weiterbildungseinrichtungen im

öffentlichen Sektor“ wurde beim
9. Schöneberger Forum des DGB
vorgesellt.

Nach Erkenntnissen der
Böckler-Stiftung mussten in den
vergangenen fünf Jahren 40 Pro-
zent der Bildungs-Institute mit
weniger Haushaltsmitteln aus-
kommen. Bei weiteren 40 Prozent
stagnierten die Mittel. Für die
kommenden Jahre rechnet mehr

als die Hälfte der Aus-, Fort- und
Weiterbildungseinrichtungen im
öffentlichen Sektor mit geringe-
ren Etats. Die Älteren blieben bei
den Weiterbildungsmöglichkeiten
auf der Strecke, sagte Sehrbrock
– obwohl die Beschäftigten
immer mehr leisten müssten und
lebenslanges Lernen angesichts
der Erhöhung der Lebens-
arbeitszeit auf 67 Jahre wichtiger
werde. Lediglich ein Prozent der
50- bis 55-Jährigen werde weiter-
qualifiziert und nur ein Prozent
der über 55-Jährigen.

Die Studie stellt die Datenba-
sis über Bildungseinrichtungen
im öffentlichen Dienst bereit, um
zukünftige Folgen der Föde-
ralismusreform bewerten zu kön-
nen. Durch die Reform darf der
Bund das Laufbahnrecht nicht
mehr durch ein Rahmengesetz
für die Länder mitregeln.

Barbara Haas

DGB-Bundesbeamtensekretär
Egbert Biermann (l.) betonte in al-
len Gesprächen und Diskussionen
immer wieder den gewerkschaftli-
chen Anspruch auf Bildung der
Mitarbeiter des öffentlichen Diens-
tes.         Fotos (5): Vincent Leifer

SCHÖNEBERGER FORUM DES DGB
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Familienfreundlichkeit ist mehr
als Kinderbetreuung
Familienfreundlichkeit in einem Unternehmen muss längst
kein Wunschtraum mehr sein. Dass es möglich und prakti-
kabel ist, dafür hat sich seit Jahren die Hertie-Stiftung en-
gagiert. Ihr „auditberufundfamilie“ (kein Druckfehler, son-
dern eingetragener Markenname) hat bereits etliche Un-
ternehmen auf den Weg gebracht. Als erste Polizei in
Deutschland hat die Ortspolizeibehörde Bremerhaven im
Juni 2005 das Grundzertifikat der Hertie-Stiftung als
familienfreundliche Behörde erhalten.
Über den Werdegang und Erfahrungen berichtet der
Projektleiter Jörg Eilers.

Die Ortspolizeibehörde Bre-
merhaven ist eine kommunale
Polizei deren Dienstherr die
Stadt Bremerhaven ist. Für das
Personal und das Budget der
Polizei ist der Oberbürgermeis-
ter der Seestadt als Dienstvor-
gesetzter verantwortlich. Und
eben der war es, der der
Ortspolizeibehörde das Audit
kurzum verordnet hat, nachdem
es ihm von der GdP ans Herz
gelegt wurde. Punkt!

Reaktionen

Und wenn der Dienstvor-
gesetzte es anordnet, wird man
eben familienfreundlich, basta!
Außerhalb des Protokolls wur-
den aber – insbesondere von der
Führungsebene – schon ein paar
Sinnfragen gestellt:
• Was soll das Ganze?
• Brauchen wir das überhaupt?
• Müssen wir schon wieder eine

neue Sau durchs Dorf treiben?
• Haben wir keine anderen Pro-

bleme?
• Was verbraten wir dann wieder

an Ressourcen?
• Das hält uns bloß von der Ar-

beit ab!

Und die mittleren Ebenen er-
gänzten:

• Die spinnen doch, die da oben.

Außerdem: Der Frauenanteil
bei der Ortspolizeibehörde
Bremerhaven liegt mal grade bei

18 %. Zehn Prozent der Mitar-
beiter/innen im Polizeivollzugs-
dienst sind Teilzeitbeschäftigte –
im Vergleich mit anderen Bran-
chen ein geringer Anteil. Also:
Brauchen wir das überhaupt?

Zunächst einmal handelt es
sich beim „auditberufund-
familie“ ganz und gar nicht um
ein Förderprogramm für Frauen.

Fast alle Mitarbeiter/innen ste-
hen mittlerweile im Spannungs-
feld zwischen Beruf und Familie.
Sicher tragen die Frauen im We-
sentlichen die Doppelbelastung,
aber auch heutige Väter sind oft
hin und her gerissen zwischen
knapper Zeit und dem Wunsch,
sich mehr um die Kinder zu küm-
mern. Außerdem umfasst der
Familienbegriff mehr als die Be-
treuung der Kinder. Viele von
uns müssen sich immer häufiger

um pflegebe-
dürftige Ange-
hörige küm-
mern. Bei ei-
ner Erhöhung
der Lebensar-
beitszeit wird
sich das Pro-
blem zuspit-
zen.

Es ist daher
sinnwidrig, die
N o t w e n d i g -
keit familien-
or ient ier ter
Personalpoli-
tik vom Frau-
enanteil ab-
hängig zu ma-
chen. Die ent-
scheidenden
Fragen sind:
Wie viele Mit-
arbeiter/innen
haben Kinder,

die sie betreuen müssen? (Der
Anteil liegt bei der Ortspolizei-
behörde Bremerhaven bei 65%).
Wie viele Mitarbeiter/innen be-
treuen pflegebedürftige Angehö-
rige?

Verfahren

Zu Beginn des Audits wählt
das teilnehmende Unternehmen
einen Auditor aus und beauftragt
ihn nach einem Strategie-
gespräch auf der Leitungsebene
mit der Durchführung des Au-
dits. In unserem Fall hat der
Dienstherr die Personalabtei-

lung beauftragt und die hat auf
Anhieb die Riesenchance er-
kannt: Während es bei allen an-
deren Reformen immer Gewin-
ner und Verlierer gibt, präsen-
tiert sich das „auditberufund-
familie“ als Win/Win-Projekt.
Alle haben etwas davon, die Mit-
arbeiter/innen ebenso wie die
Behördenleitung.

Der Auditor erhebt zunächst
grundlegende Daten über den
teilnehmenden Betrieb, um dann

Verleihung des Grundzertifikats
von der damaligen Bundes-
familienministerin Renate
Schmidt an den Behördenleiter
Michael Viehweger

                Foto: Harlos

In jeder zweiten jungen Fa-
milie mit Kindern arbeitet der
Mann Vollzeit und die Frau ist
nicht erwerbstätig. Diese Kon-
stellation wünschten sich aber
nur 5,7 Prozent der Paare, sagt
der Sozialpsychologe Volker
Baisch im Interview mit dem
Apothekenmagazin „Baby
und Familie“. Als Geschäfts-
führer des Vereins „Väter
e.V.“ hat er die Erfahrung ge-
macht, dass darin ein großes
Konfliktpotential  liegt, das
„mittelfristig zu Trennungen
führt“. Jeder dritte Vater zei-
ge zwei Jahre nach der Geburt
eines Kindes ein Burn-out-
Syndrom.

Die Doppelbelastung sei
enorm. Baisch empfiehlt
Frauen und Männern, sich
Erwerbsarbeit und Kinder-
betreuung zu teilen. „Enga-
gierte Väter sind viel glückli-
cher in ihrem Leben“, betont
er. „Sie haben auch eine we-
sentlich niedrigere Schei-
dungsrate als Männer, die das
traditionelle Modell wählen.“

Quelle: Apothekenmagazin
BABY und Familie 10/06

Viele Paare
unzufrieden mit
der Arbeitsteilung
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Ansprechpartners bei sozialen
Problemen, Berücksichtigung
familiärer Ursachen bei der Ana-
lyse krankheitsbedingter Fehl-
zeiten

Arbeitsort
Schaffung von Möglichkeiten des
Arbeitens von zu Hause, Unter-
stützung bei der Wohnungssuche
Informations- und Kommuni-
kationspolitik:Verbesserung der
innerbetrieblichen Kommunika-
tion, Optimierung der außer-

betrieblichen Informations- und
Kommunikationspolitik zum
Thema Familie und Beruf

Führungskompetenz
Thematisierung der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie in
Führungsseminaren, Schaffung
von Feedbackmöglichkeiten,
Schaffung der Grundvorausset-
zungen für eine familienfreund-
liche Unternehmenskultur

Personalentwicklung
Angebote zur Wiedereingliede-
rung, Angebote zur arbeitsplatz-
nahen Weiterbildung

Entgeltbestandteile und geld-
werte Leistungen
Prüfung von Fördermöglich-
keiten der Kinderbetreuung

Service für Familien
Angebote von Beratungs- und
Vermittlungsleistungen, Initiie-
rung der Kinderbetreuung,
Sicherstellung der Betreuung der
Kinder in Notfällen, Ferienbe-
treuung für Kinder

Der Auditor hat unsere Ziel-
vereinbarung und den Projekt-
bericht dem Audit-Rat der
Hertie-Stiftung vorgelegt. Da-
raufhin hat er im Herbst 2005
entschieden, der Ortspolizei-
behörde das Grundzertifikat zu
verleihen. Die Ortspolizeibehör-
de darf sich seither „familien-

Seit 1995 engagiert sich die
Hertie-Stiftung im Themen-
feld Beruf und Familie, Sie
fördert einen Perspektiven-
wechsel, bei dem familiäre
Interessen nicht als Hemmnis,
sondern als Chance der Un-
ternehmen begriffen werden.
Eine familiengerechte Ar-
beitswelt kann nicht von ein-
zelnen gesellschaftlichen
Kräften im Alleingang er-
reicht werden. Sie stellt eine
gesamtgese l l schaf t l i che
Querschnittsaufgabe dar.

Unternehmerische Maß-
nahmen, staatliche und kom-
munale Regelungen müssen
unter Einbindung aller Betei-
ligten stärker als bisher mi-
teinander verzahnt werden.
Die Stiftung möchte dabei vor
allem die Plattform für einen
Dialog zwischen Akteuren
bereiten, die ein gemeinsames
Interesse an einer familien-
gerechten Arbeitswelt haben,
ohne bislang miteinander zu
kooperieren.

Im Rahmen der Ferienbetreuung wird den Kindern ein abwechslungs-
reiches altersgerechtes und interessantes Programm geboten, wie
hier bei einem Besuch im Streichelzoo.         Foto: Albrecht-Striegler

Der Familientag der Ortspolizeibehörde am 6. Juli 2006 stieß auf große Resonanz. Die Stimmung
war ganz ausgezeichnet.          Foto: Schurr
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während eines eintägigen Audi-
tierungsworkshops die bestehen-
den Rahmenbedingungen und
die gelebte Kultur im Betrieb zu
erfassen. Dabei hilft die Hertie-

Stiftung mit einem strukturierten
Fragenkatalog für die Haupt-
handlungsfelder.

Um ein wirklich zutreffendes
und umfassendes Bild zu erhal-
ten, arbeitet der Auditor mit ei-
ner Projektgruppe zusammen, in
der Mitarbeiter/innen aller Hie-
rarchieebenen und Organisa-
tionseinheiten repräsentativ ver-
treten sind. Die Ergebnisse mün-
den in ein präzises Unter-
nehmensprofil, das die Basis für
den zweiten und letzten Work-
shop bildet, der vorwiegend
Entwicklungspotenziale aufde-
cken soll. Die Projektgruppe ent-
wickelt dabei gemeinsam mit
dem Auditor Vorschläge, die
letztlich Gegenstand einer Ziel-
vereinbarung mit der Unter-
nehmensleitung werden.

Nach diesem Prozedere wur-
den in der Ortspolizeibehörde
Bremerhaven folgende Ziele in
den einzelnen Handlungsfeldern
vereinbart:

Arbeitszeit
Flexibilisierung des Schicht-
dienstes, familienbewusste Ur-
laubsplangestaltung, Förderung
der Teilzeit und Prüfung der Ein-
richtung von Arbeitszeitkonten

Arbeitsorganisation
Kapazitätsorientierte Arbeits-
organisation, Einrichtung eines



26  1/2007 Deutsche Polizei

freundliche Behörde“ nennen.
Der Name ist aber trügerisch,
denn   mit der Grund-
zertifizierung beginnt ein drei-
jähriger Gestaltungsprozess, in
dem die Zielvereinbarung zum
Ausbau der Familienfreund-
lichkeit umgesetzt werden muss.

Schritte

In dieser Umsetzungsphase
befindet sich nun unsere Orts-
polizeibehörde. In den Hand-
lungsfeldern wurden Verant-
wortliche benannt, die in Arbeits-
gruppen die Zielumsetzung vor-
bereiten.

Einige unserer Schritte zur
familienfreundlichen Behörde
möchte ich im Folgenden bei-
spielhaft beschreiben:

Die ersten konkreten Maß-
nahmen waren im Handlungs-
feld „Informations- und Kom-
munikationspolitik“ umzuset-

zen,  um das Audit innerhalb der
Behörde bekannt zu machen.
Dazu ist eine zentrale Ansprech-

partnerin in allen Fragen der
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie eingesetzt worden, die dem

Projekt faktisch ein Gesicht gab
und dafür sorgt, dass die Mitar-
beiter/innen über Infostationen
in den Dienststellen mit Mittei-
lungsblättern versorgt werden,
die die jeweiligen Umsetzungs-
schritte erläutern.

Im Handlungsfeld „Arbeits-
zeit“ kristallisierte sich schnell
heraus, dass das Angebot bereits
vor der Auditierung reichhaltig
war: Mit den Vorgesetzten konn-
ten bereits flexible Arbeitszeiten
vereinbart werden, Teilzeit-
modelle waren in allen Variatio-
nen möglich. Konflikte zwischen
dienstlichen Notwendigkeiten
und den Individualinteressen der
Mitarbeiter/innen gab es nur sel-
ten und konnten in fast allen Fäl-
len bereinigt werden. Es gilt jetzt
allerdings, hier noch einen höhe-
ren Grad an Verbindlichkeit zu
erzeugen, um das bisher vom
Good will der Vorgesetzten ab-
hängige Entgegenkommen zum
Standard zu erheben. Der Wech-

Unser Autor Jörg Eilers, EPHK, leitet den Stabsbereich für Zentrale
Dienste bei der Ortspolizeibehörde Bremerhaven. Er ist für Personal,
Haushalt und Rechtsangelegenheiten zuständig. Ihm ist die Projekt-
leitung für die Durchführung des „auditberufundfamilie“ übertragen
worden.       Foto: Brinkmann

FAMILIENPOLITIK
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selschichtdienst wirkt sich dabei
nicht hemmend aus.

Um einen Tabubruch geht es,
wenn die Frage des Arbeitsortes
diskutiert wird: Dürfen Behör-
denakten mit nach Hause ge-
nommen werden? Dabei geht es
nicht um kontinuierliche Heim-
arbeit, sondern darum, dass im
Notfall Arbeit auch zu Hause
erledigt werden kann. Die Vor-
behalte, mit denen sich die
Arbeitsgruppe im Handlungsfeld
„Arbeitsort“ auseinandersetzen
muss, haben sich als Verhinde-
rungsstrategien vielfach bewährt:

1. Ist das datenschutzrechtlich
 überhaupt zulässig?

2. Geht das versicherungsrecht
 lich?

3.  Was ist, wenn das alle machen?

Nach unseren Erfahrungen
lassen sich datenschutz- und
versicherungsrechtliche Proble-

me (fast) immer mit wenig Auf-
wand lösen. Und Punkt 3 tritt
garantiert nicht ein.

Wir wollen alle, dass unsere
Fachkräfte nicht unnötig lange
von ihrer beruflichen Tätigkeit
abgekoppelt werden, da sie bei
ihrer Rückkehr oft neu qualifi-
ziert werden müssen, woraus
zwangsläufig Integrationspro-
bleme resultieren. Das Hand-
lungsfeld „Arbeitsort“ ist aber
enorm von der Umsetzung ande-
rer Ziele abhängig: Solange es
keine verlässliche staatlich sub-
ventionierte Betreuung für die
unter Dreijährigen gibt, kann es
kaum grundlegende Verände-
rung dieses Problemkreises ge-
ben. Teil unserer Agenda ist es
daher, die Abwesenden über
Arbeitszeitkonten im Rahmen
von Urlaubsvertretungen einzu-
setzen.

Die Arbeitsgruppe hat weiter-
hin festgestellt, dass Frauen der

Ortspolizeibehörde weniger an
Fortbildungsveranstaltungen
teilnehmen, obwohl das Interes-
se an einer beruflichen Qualifi-
zierung ausgeprägter ist als bei
den männlichen Beschäftigten.
Die Ursache liegt auf der Hand:
Fortbildung findet ganztags statt.

Wir werden daher versuchen,
gemeinsam mit dem Fortbil-
dungsinstitut für die Polizei in
Bremen Rahmenbedingungen
zu schaffen, die auf die Anforde-
rungen von Teilzeitkräften zuge-
schnitten sind.

Der Arbeitsgruppe, die sich
mit dem Handlungsfeld „Füh-
rungskräftequalifikation“ aus-
einandersetzt, ist es gelungen,
innerhalb kürzester Zeit gemein-
sam mit dem erwähnten Fort-
bildungsinstitut für die Polizei
eine eintägige Führungskräfte-
qualifizierung zum Audit aufzu-
legen. Die Qualifizierung ist
inzwischen abgeschlossen. Es ist
den Dozenten – auch aus Sicht
der Teilnehmer (alle Führungs-
verantwortlichen, vom Dienst-
gruppenleiter bis zum Amts-
leiter) – sehr eindrucksvoll ge-
lungen, ihnen die eigene Betrof-
fenheit zu vermitteln und sie für
die Probleme von Mitarbeiter/

Mit der von ihr gegründe-
ten berufundfamilie gGmbH
setzt sich die Stiftung dafür
ein, dass unternehmenstau-
gliche, praxisnahe Lösungen
zur Vereinbarkeit von Beruf
und Familie gefunden und
verbreitet werden. Damit soll
ein Beitrag zu einer der wich-
tigsten sozialen Fragen unse-
rer Zeit geleistet werden,
nämlich, ob es uns gelingt,
überzeugende Lösungen für
eine alternde Gesellschaft zu
entwickeln.
www.beruf-und-familie.de
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innen im Konfliktfeld von Beruf
und Familie zu sensibilisieren.

Die Arbeitsgruppe im Hand-
lungsfeld „Arbeitsorganisation“
hat Sonderregelungen für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern
verworfen. Stattdessen soll die
dienstliche Verwendung der Be-
troffenen künftig unter Beach-
tung der jeweils individuellen Er-
fordernisse des Einzelfalles erfol-

gen. Dabei sollen die dienstlichen
Erfordernisse vor dem Hinter-
grund eines festgeschriebenen
Kodex (siehe Kasten Seite 29) in
größtmögliche Übereinstim-
mung mit den Bedürfnissen der
Betroffenen gebracht werden.

Damit war der Impuls gesetzt,
Familienfreundlichkeit fest im
Wertesystem der Ortspolizei-
behörde zu verankern.

Betreuungs-
möglichkeiten

Dreh- und Angelpunkt bei der
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie sind die Betreuungs-
möglichkeiten.

Im Handlungsfeld „Service
für Familien“, forschte die
Arbeitsgruppe mit viel Phantasie
nach neuen Wegen der Notfall-

betreuung. Als Ergebnis ist ein
„mobiles Spielzimmer“ geplant.
Eine Tagesmutterausbildung
wurde initiiert. Die Arbeits-
gruppe hat Beratungskompe-
tenzen aufgebaut. Darüber hin-
aus sind eine Auflistung aller
Kindertagesstätten und Schulen
der Umgebung und ein „Eltern-
café“ geplant, das zur Förderung
von Selbsthilfenetzwerken bei-
tragen soll.

FAMILIENPOLITIK
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Das ambitionierteste Projekt
ist die Ferienbetreuung. Die Be-
schäftigten der Ortspolizei-
behörde haben sechs Wochen
Urlaub, die Kinder zwölf Wochen

Die Aktivitäten des Regional-
verbundes böten reichlich Stoff
für einen weiteren Artikel. Nur
soviel: Es findet ein vierteljährli-
cher Austausch im Rahmen eines
„Jour Fix“ statt und das Motto
lautet, Nachahmen ist ausdrück-
lich erwünscht. Die Ortspolizei-
behörde hat z. B. ihr Ferienpro-
gramm nicht neu erfunden, son-
dern eins zu eins vom Alfred-
Wegener-Institut übernommen.
Ferienprogramme gibt es in-
zwischen in vielen anderen ange-
schlossenen Firmen und daraus
resultieren Synergieeffekte.

So konnte die Ortspolizei-
behörde zum Beispiel gemein-
sam mit dem Alfred-Wegener-
Institut und dem Betreiber der
Bremischen Häfen „Bremen-
ports“ einen
besonderen„Elternabend“ orga-
nisieren: Die Beschäftigten der
Unternehmen konnten ihre Kin-
der gegen einen geringen Unkos-
tenbeitrag an einem Samstagab-
end im Historischen Museum in
Bremerhaven anmelden. Wäh-
rend den Kindern ein umfängli-
che Unterhaltung mit Museums-
führung, Detektivspiel, Experi-
menten mit Wasser, Modell-
schiffbau und Disco geboten
wurde, hatten die Eltern vier
Stunden Zeit, um Essen, ins Kino
oder ins Theater zu gehen und
wir geben uns der Hoffnung hin,
dass dieser  Abend auch die de-
mographischen Entwicklung
Bremerhavens positiv beein-
flusst hat.

Dass auf diesem Wege eine
wachsende Gemeinschaft von
Interessierten entsteht, ist beim
ersten Familienfest der Ortspoli-
zeibehörde deutlich geworden.
Im Innenhof des zentralen Poli-
zeigebäudes wurde ein nachmit-
tägliches Unterhaltungspro-
gramm mit Hüpfburg, Vorfüh-
rungen, Kaffee, Kuchen, Grill-
würsten und Getränken angebo-
ten. Familienfest und „Elterna-
bend“ hat die Arbeitsgruppe „In-
formations- und Kommunika-
tionspolitik“ organisiert und
umgesetzt. Wenn die Ortspolizei-
behörde die Veranstaltungen
nachhaltig etablieren will, wird es
eine organisatorische Anbindung
geben müssen.

In dem für alle Vorgesetz-
ten, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern verbindlichen
Kodex heißt es:

Die Ortspolizeibehörde
verpflichtet sich, die Verein-
barkeit von Beruf und Fami-
lie zu fördern. Aus dieser
Selbstverpflichtung resultiert
ein ausdrücklicher Anspruch
aller Beschäftigten auf Be-
rücksichtigung ihrer familiä-
ren Situation bei Entschei-
dungen ihrer Vorgesetzten.
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sowie Vorgesetzte sind
verpflichtet, aktiv an der
Vereinbarkeit von Beruf und
Familie mitzuwirken.

Der Kodex regelt das
Spannungsfeld in vier Stufen,
die hier verkürzt wiedergege-
ben werden:

1. Der Dienst geht vor.
2. Sofern eine einvernehm-

liche Lösung nicht erzielt wer-
den kann, wird von den un-
mittelbaren Vorgesetzten
grundsätzlich im Interesse ei-
ner Lösung zur Vereinbarkeit
von Beruf und Familie ent-
schieden.

3. Die unmittelbaren Vor-
gesetzten dürfen nur dann
gegen die familiären Interes-
sen von Mitarbeiterinnen/
Mitarbeitern entscheiden,
wenn dies im überwiegenden
dienstlichen oder im höher-
rangigen berechtigten Indivi-
dualinteresse eines anderen
Mitarbeiters/einer anderen
Mitarbeiterin erforderlich
wird.

4. Mitarbeiter/innen kön-
nen sich an das Projektbüro
des Audits als Beratungs-
oder Vermittlungsstelle wen-
den. Das Projektbüro ist
darüber hinaus in der Lage,
konstruktive etwas zur Lö-
sung akuter Betreuungs-
probleme beizutragen.

Aufwand
Familienorientierte Personal-

politik bindet Ressourcen und
angesichts schwindender Mittel
müssen Aufwand und Ertrag
selbstverständlich in einem ver-
nünftigen Verhältnis stehen.
Dazu Zahlen, Daten und Fakten:
Am Projekt sind etwa 50 Mitar-
beiter/innen beteiligt, das sind
10 % der Beschäftigten. In das
Projekt flossen in den letzten
zwölf Monaten 1.500 Stunden,
das sind 0,2 % der Gesamtnet-
toarbeitszeit des Polizeivollzugs-
dienstes. Der Aufwand hält sich
also in Grenzen. Haushaltsmittel
mussten – abgesehen von den
Kosten für den Auditor – nur in
geringem Umfang bereitgestellt
werden. Familienfreundlichkeit
ist nicht teuer.

Probleme

Bei aller Begeisterung dürfen
wir Probleme nicht verschwei-
gen.

Zum Beispiel werden die
Maßnahmen noch nicht genug
kommuniziert; viele Angebote
sind den Mitarbeitern also nicht
bekannt. Die Impulse im Projekt
gehen überwiegend noch von
den weiblichen Beschäftigten aus
und die Organisation der Kinder-
betreuung ist noch gänzlich
Frauensache.

Außerdem haben Interviews
im Rahmen einer Diplomarbeit
ergeben, dass es insbesondere bei
den älteren Kollegen Vorbehal-
te gegen das Projekt gibt, weil sie
es ausschließlich mit teilzeit-
beschäftigten Frauen in der Po-
lizei assoziieren. Die eigene Be-
troffenheit, etwa bei der Betreu-
ung von Angehörigen, ist noch
nicht deutlich genug vermittelt
worden.

Weil wir stärkere Rückmel-
dungen von den Beschäftigten
brauchen, soll ein Fragebogen
entwickelt werden. In bisherigen
Rückmeldungen haben viele er-
klärt, sie seien sehr zufrieden mit
dem, was „ihre“ Behörde ihnen
an Möglichkeiten böte.

Ich denke, wir sind auf dem
richtigen Weg.

Jörg Eilers

Ferien. Die Betreuungslücke
füllt nun ein Ferienprogramm,
das mit Bordmitteln aufgelegt
wurde und der Ortspolizei-
behörde fast keine zusätzlichen
Kosten verursacht: Drei Mit-
arbeiterinnen des Personalbe-
reichs sind durch eine Schulung
auf die Aufgabe vorbereitet wor-
den. Die erste Ferienbetreuung
fand dieses Jahr in den Oster-
ferien und zwei Wochen in den
Sommerferien statt. Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter können
ihre sechs- bis zwölfjährigen Kin-
der morgens um 9.00 Uhr abge-
ben und um 16.00 Uhr wieder
abholen. Die Kinder machen
während dieser Zeit Ausflüge,
besuchen Tiergärten und Muse-
en, verbringen einen Tag im
Wald, auf dem Bauernhof oder
am Strand oder üben sich im Ein-
radfahren unter fachkundiger
Anleitung. Über 40 Kinder ha-
ben bereits am Ferienprogramm
teilgenommen, die Herbstferien
noch nicht mitgerechnet.

Voraussetzungen

Allerdings hat das Land Bre-
men für unsere Unternehmung
sehr günstige Voraussetzungen:
Es hat mit Abstand die höchste
Dichte auditierter Unternehmen
in Deutschland. Das „auditbe-
rufundfamilie“ hat in Bremen
viele einflussreiche Förderer:
Den Wirtschaftsenator, die Han-
delskammer, die Arbeitnehmer-
kammer, des Institut für Arbeit
und Wirtschaft der Uni Bremen
und allen voran, die Landes-
frauenbeauftragte Bremens,
Ulrike Haufe, die außerordent-
lich couragiert bei den Unterneh-
men Überzeugungsarbeit geleis-
tet hat.

Die auditierten Unternehmen
haben sich zu einem Regional-
verbund zusammengeschlossen,
der mit jedem weiteren ange-
schlossenen Betrieb wachsende
Gravitation erzeugt. Als kommu-
nale Polizei sind wir außeror-
dentlich erfreut, dass sich die
fünfmal größere Schwester-
polizei in Bremen und die gesam-
te Stadtverwaltung in Bremer-
haven jetzt ebenfalls zertifizieren
lassen werden. Das wird weitere
Möglichkeiten eröffnen.
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Castor 2006 – Betreuung durch
die Junge Gruppe
Am Montag, dem 6. November
war es wieder soweit. Der Castor
sollte Ende der Woche im
Zwischenlager Gorleben eintref-
fen und wir (Anita Schab, Philip
Tietze, Dirk Weis und Jens

Berner) hatten Urlaubsbeginn. Im
Lager Trauen in der Nähe von
Munster bezogen wir unsere Un-
terkunft für die kommende
Castorwoche.
In den ersten Tagen mussten wir
das „Aktiv Plus Junge Gruppe
Betreuungsteam“ bekannt ma-
chen und verteilten zu diesem
Zweck unsere Flyer in den bald
von den Einsatzkräften bezoge-
nen Unterkünften. So fuhren wir
mit dem VW-Bus des GdP-
Landesbezirks Hamburg bis Mitt-
woch kreuz und quer durchs
Wendland. Doch abgesehen von
ein paar kleinen Sorgen ließen
wir uns die gute Laune nicht ver-
derben, denn im Großen und
Ganzen liefen die Vorbereitungen
reibungslos.
Die erste Betreuung ließ nicht

lange auf sich warten: Kollegen
der Bundespolizei baten um Kaf-
fee, während wir grade in einer
Gaststätte unser Abendessen
einnahmen und über den mögli-
chen Dienstplan für die nächs-

ten Tage brüteten. Da wir eigent-
lich noch gar nicht vorbereitet
waren, hieß es improvisieren.
Zum Glück konnten wir bei der
SEG des DRK Uelzen eine Kan-
ne Kaffee bekommen und muss-
ten nicht erst die 40 km nach
Münster auf uns nehmen. Die
Kollegen Hundeführer und die
des Wärmebildzuges der BPol
waren hocherfreut, dass wir tat-
sächlich schon zur Betreuung
kamen. Gut für uns, denn die Fly-
er zeigten erste Erfolge.
Donnerstagmorgen ging es dann,
nachdem der Rest des
Betreuungsteams (Karina Faltin,
Florian Schmidt, Thorsten Weiß
und Simon Farr) sowie unser
zweites Betreuungsfahrzeug in
Trauen eintrafen, mit der eigent-
lichen Betreuungsphase los.

Die ersten Anfragen der Einsatz-
kräfte ließen nicht lange auf sich
war ten, denn die KollegInnen
hatten z. B. Handtücher und Bat-
terien zu Hause vergessen. Nach
einem kurzen Weg ins Kaufhaus
konnten diese kleinen Missstän-
de natürlich abgestellt werden.
Die KollegInnen an der Strecke
wurden im Rahmen unser Mög-
lichkeiten mit Heißgetränken ver-
sorgt. Heiß begehrt waren unse-
re „Castor-Kondome“, die dieses
Jahr unter dem Motto „Das Ding
muss rein!“ unter die Kollegin-
nen und Kollegen gebracht wur-
den.
Mehrere Anfragen nach Fast
Food, die wohl aufgrund der
teilweise nicht vorhersehbaren
langen Einsatzzeiten an uns her-
an getragen wurden, haben wir
natürlich gern erfüllt. Auch wenn
wir mit unseren Autos auf den
Wald- und
Wiesenwegen
so manches
Mal hofften,
nicht im
Schlamm zu
v e r s i n k e n .
Zum Glück
konnten wir
alle Wege ohne
Abschleppser-
vice bewälti-
gen.
Wir beendeten
unseren Be-
treuungseinsatz
so rechtzeitig,
um die Kol-
legInnen nicht
bei der Ab-
sicherung des
Transports der
Castorbehälter
vom Verlade-
bahnhof Dannenberg zum
Zwischenlager Gorleben zu be-
hindern. Die Fahrt zurück war
allerdings durch die Benutzung

von Umwegen u. a. auf Feldern
bestimmt, denn beide Straßen
zwischen Gorleben und Dannen-
berg waren durch Castorgegner
blockier t worden. Insgesamt
schafften wir es rund um die Uhr
mit zwei Fahrzeugen im Einsatz-
raum unterwegs zu sein und
konnten in den vier Tagen ca.
2.000 der 16.000 Einsatzkräfte
vor Ort mit Heißgetränken und
GdP-Give Aways erreichen. Dafür,
dass wir leider nur acht
KollegInnen der Jungen Gruppe
für das Betreuungsteam zusam-
men bekamen, waren wir mit der
Zahl der betreuten KollegInnen
sowie der positiven Resonanz
sehr zufrieden und sind schon
fast traurig, dass 2007 kein
Castoreinsatz geplant ist.

Zum Schluss möchten wir noch
allen KollegInnen, die uns als
Junge Gruppe bei der Castor-Be-
treuung unterstützt haben, ganz
herzlich danken. Stellvertretend
für alle seien hier die Kollegen
Mar tin Hellweg, Theo Meyer,
Heinz Dieter Brunjes und der
GdP-Landesbezirk Hamburg ge-

nannt. Ohne Eure Hilfe wäre die
Betreuung in dieser Form nicht
möglich gewesen.

                    PT

v. l. n. r. Dirk Weis, Jens Berner, Anita Schab, Philip Tietze

Die Heißgetränke fanden immer großen Anklang.
Fotos (2): JG
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Nach dem Bundeskongress ist vor
dem Bundeskongress.
So könnte die Überschrift über den
Arbeitsauftrag an die Junge Grup-
pe für die nächsten vier Jahre lau-
ten. Wie in anderen Artikeln in der
DP schon angesprochen, war
insbesondere die Berücksichti-
gung von jungen GdP-Mitgliedern
bei der Wahl der Delegierten in den
Bezirken/Landesbezirken wieder
einmal mehr als diskussions-
würdig. Die Mandatsprüfungs-
kommission hatte es am zweiten
Kongresstag deutlich gesagt: Von
den anwesenden Delegierten wa-

Mehr Delegierte der Jungen Gruppe ist ein Muss
ren 6,3 % im Junge Gruppe-Alter.
Bei der Berücksichtigung des tat-
sächlichen Prozentsatzes von jun-
gen Menschen in der GdP hätte
das Ergebnis hier mindestens
17,9 % lauten müssen.

Besonders schwer wiegt, dass
zum wiederholten Male im Vorfeld
des Kongresses die Junge Grup-
pe auf diesen Umstand sehr deut-
lich hingewiesen hat. Der Bundes-
jugendvorsitzende Sascha Göritz
hat mit einem einjährigen Vorlauf
z. B. im Bundesvorstand dafür
geworben, auch junge Menschen

Fotowettbewerb verlängert:
Das beste Foto des Einsatzes gesucht

Die Junge Gruppe verlängert auf
vielfachen Wunsch den Foto-
wettbewerb CASTOR 2006 bis
zum 31.1.2007.
Was auch immer ihr erlebt bzw.
gesehen habt und im Bild fest-
gehalten wurde, schickt uns die-
ses Foto per E-Mail (jg@gdp-
online.de) oder im Original per
Post. Bitte fügt eine Erklärung
hinzu, dass wir das Bild drucken
und im Internet veröffentlichen
dürfen und die ggf. abgebildeten
Personen einverstanden sind.

Die besten fünf Fotos werden
prämiert.

über die Landesbezirke als
Mandatsdelegierte zu entsenden.
Einhelliges Echo der anwesenden
Landesbezirksvorsitzenden: „Gute
Sache, wir kümmern uns darum.“
Gleichzeitig haben die Mitglieder
des Bundesjugendvorstandes
über ihre Landesbezirke keine
Chance unversucht gelassen, jun-
ge Delegierte entsenden zu las-
sen. Das Ergebnis all dieser Be-
mühungen haben wir oben ge-
nannt. Die Gründe kennen nur die
Verantwortlichen in den Bezirken/
Landesbezirken.
Wenn es also zum wiederholten

Male nicht möglich war, über die
einzelnen Landesbezirke junge
Delegierte zu entsenden, muss
die Junge Gruppe andere Wege
entwickeln, um beim nächsten
Bundeskongress entsprechend
ihrem Mitgliederanteil berücksich-
tigt zu werden. Hierüber gilt es,
eine intensive Diskussion zu füh-
ren. Eine Möglichkeit wäre, dass
die Junge Gruppe  eine gewisse
Anzahl von Delegierten, die durch
den Bundesjugendvorstand be-
nannt werden, direkt entsendet.
Der Demokratie unserer GdP wür-
de das sicherlich gut tun. SG

SEMINAR 2007:

„Islamistischer Terrorismus –
Spagat zwischen Sicherheits- und
Integrationspolitik?“
– 14. bis 16. März 2007 –
Wir wollen uns aktiv mit den The-
men Migration, Islam und  dem
Islamismus und was der Staat
für eine bessere Integration von
BürgerInnen tun kann, auseinan-
dersetzen.

Neben dieser Auseinanderset-
zung wollen wir uns am Beispiel
von al-Qaida über den Ursprung,
die Entwicklung und Ziele  isla-
mistischer Terrororganisationen
informieren.

Es ist auch immer wichtig, sich
bei der Betrachtung des terroris-
tischen Potenzials die so genann-
te Einstellungsebene, also die
Frage nach Meinungen und de-
ren Übergang in entsprechende
Verhaltensmuster zu betrachten.
Darüber hinaus wollen wir die
rechtlichen Aspekte bei der Be-
kämpfung des Terrorismus be-

1. Preis
Gutschein für Ausrüstung im
Wert von 100 Euro.
2. Preis
512 MB MP3-Player
3. - 5. Preis
GdP-Armbanduhr

Der Rechtsweg ist ausgeschlos-
sen.

Gewerkschaft der Polizei
Junge Gruppe
Stromstraße 4
10555 Berlin
Infos unter: info@gdpjg.de
Einsendeschluss: 31.1.2007

trachten und überlegen, mit wel-
chen Instrumentarien wir einer
wehrhaften Demokratie  dem
Terrorismus begegnen können.

Thema: Islamistischer Terroris-
mus – Spagat zwischen Sicher-
heits- und Integrationspolitik?
– Vom 14. bis 16. März 2007 in
der Nähe von Mainz –

Weitere Seminare und Anmel-
dungen für das Jahr 2007
findet Ihr im Internet  unter
www.gdpjg.de

Das Gewinnerbild von 2005.                                               Foto: JG
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Ju-Jutsu in der Polizeipraxis
bewährt
Nach der großen Resonanz des „1. Bundesweiten Ju-
Jutsu-Polizeiseminars“ 2005, waren sich der Deutsche Ju-
Jutsu-Verband (DJJV) und das Innenministerium Sachsen-
Anhalt einig, dass es dabei nicht bleiben sollte. Und so
stand das letzte Oktober-Wochenende 2006 beim „2.
Bundesweiten Ju-Jutsu-Polizeiseminar“ ganz im Zeichen
der Eigensicherung.

Knapp 160 Teilnehmer aus Po-
lizei, Justiz, Zoll und der Bundes-
wehr (fast doppelt so viele, wie im
Vorjahr) waren der Einladung zur
Landesbereitschaftspolizei nach
Magdeburg zum 2. Bundesweitern
Ju-Jutsu-Seminar gefolgt.

Inhaltliche Schwerpunkte wa-
ren vor allem sicherheitsrelevante
Themen in Sachen „Eigensiche-
rung“ und ein breiter Erfahrungs-
austausch bei der Umsetzung be-
stehender Aus- und Fortbildungs-
konzepte von Polizei, Justiz und
Zoll. Die Diskussionen machten
einmal mehr deutlich, dass das
Ende der 60er Jahre gerade für die
spezifischen Belange der Polizei
entdeckte „Ju-Jutsu“ nichts an sei-
ner Attraktivität verloren hat und
aktuell unter dem Motto „Sanfte
Kunst für den harten Alltag“ einen
bewährten Aus- und Fortbildungs-
bestandteil in den meisten
Länderpolizeien (und darüber hi-
naus) bildet. Als flexibles System
stellte es von Anfang an keine in
sich geschlossene Größe dar, son-
dern „lebt“ von der ständigen Wei-
terentwicklung – sozusagen als ein
System der Selbstverteidigung
„von der Praxis für die Praxis“!

Beeindruckt vom professionel-
len Handeln der Teilnehmer unter-
strich der Schirmherr des Semi-
nars, der sachsen-anhaltinische
Innenminister Holger Hövel-
mann, wie „enorm wichtig für das
Ansehen der Polizei in der Öffent-
lichkeit Teamfähigkeit, Verantwor-
tungsbewusstsein und körperliche
Fitness sind. Das Beherrschen von
Techniken der Selbstverteidigung
ist dabei eine Grundvoraussetzung
zur Bewältigung anstehender po-
lizeilicher Aufgaben und wichtiger
Faktor zur Eigensicherung.“

Treffend brachte es nachfol-
gend einer der Teilnehmer auf den

Punkt: „Mit dem Ju-Jutsu haben
wir ein modernes Verteidigungs-
system, das uns mit relativ weni-
gen, aber leicht erlernbaren effek-
tiven Techniken die Beherrschung
vieler gefahrenträchtigen Situati-
onen unter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit er-
möglicht.“

In drei ständig parallellaufen-
den Workshops boten exzellente
Fachleute während der drei Tage
neben Diskussionen zu ausge-
wählten theoretischen Problemen
eine Fülle praxisorientierter Ver-
knüpfungen an – z. B. Inhalt und
Methodik fitnessorientierter
Übungen, Training von Selbst-
verteidigungstechniken in unter-
schiedlichsten Situation (mit und
ohne Hilfsmittel/Waffen) sowie
Erläutern/Üben taktischer Hand-
lungskonzepte bei polizeilichen
Standartsituationen.

Neben aller Fachlichkeit blieb
auch Zeit zum gegenseitigen Ken-
nen lernen. Dass daraus mehr er-
wachsen kann, zeigten Kathrin
und Cliff Salgmann (JVA Wo-

lfenbüttel), die während des ersten
Seminars im Vorjahr „zueinander
fanden“ und zum zweiten Seminar
nun als frisch vermähltes Ehepaar
anreisten.

Zum Abschluss des Seminars
konnten Herbert Frese, Präsident
des DJJV, und Jörg Schmidt, ver-

antwortlicher Direktor des DJJV
für Behördensport, ein überaus
positives Ergebnis ziehen: Es wa-
ren drei „voll gepackte“, anstren-
gende Tage, mit einer Menge Im-
pulse für die bundesweiten Aus-
und Fortbildungsmaßnahmen in
Sachen „Eigensicherung“ (und
darüber hinaus). Deutlich wurde
in diesen Tagen auch der immer
wieder geäußerte Wunsch zur
Schaffung eines bundesweiten
Netzwerkes zum Thema „Eigen-
sicherung“.

Zum „3. bundesweiten Seminar
für Polizei, Justiz und Zoll“ lädt der
Präsidenten des Ju-Jutsu-Verban-
des Rheinland-Pfalz, Dietrich
Brandhorst, vom 26.-28.10.2007
nach Enkenbach (Rheinland-
Pfalz) ein.

Anmeldungen nimmt die Bun-
desgeschäftsstelle des DJJV e.V.,
Badstubenvorstadt 12/13, 06712
Zeitz entgegen.
Fax: 03441/227706
E-Mail:
bundesgeschaeftsstelle@djjv.net

Jörg Kuske

EIGENSICHERUNG

Messerabwehr von PHK Uwe Claussen
(Mecklenburg-Vorpommern)                                              Foto: Kuske

Die Polizei ist eine besondere
Organisation: konservativ und
modern, stabil und dynamisch,
glorifiziert und kritisch beäugt,
aufregend und bürokratisch,
fremdbestimmt und autonom.
Die besonderen Bedingungen
polizeilicher Arbeit und der spe-
zifische Charakter der Aufgabe
finden ihren Niederschlag in ei-
ner besonderen Form der poli-
zeilichen Identität – einer Iden-
tität allerdings, die sich erst in der
Abgrenzung zur Umwelt aus-
drückt, sich organisationsintern
aber ausdifferenziert in eine
Vielzahl von Teil-Identitäten:
Kriminalpolizei und Schutzpoli-
zei, Stab und Linie, oben und
unten, drinnen und draußen,
Land und Bund.

Das vorliegende Buch lässt
Autoren zu Wort kommen, die
die Polizei als Organisation gut
kennen, selbst aber keine Polizis-
ten sind, sondern die über länge-
re Zeit in der Polizei oder in ei-
ner ihr angegliederten Instituti-
on gearbeitet oder über sie ge-
forscht haben.

Die Sammlung von Aufsätzen
soll sowohl dem Polizeiforscher
als auch dem Polizeipraktiker ei-
nen Einblick in bisher noch eher
wenig erforschte Bereiche der
polizeitypischen Organisations-
kultur geben und damit sowohl
den wissenschaftlichen Diskurs
außerhalb der Polizei als auch die
Reflexion über eigene organi-
sationskulturelle Eigenheiten in-
nerhalb der Polizei anregen.

Die Polizei zwischen Stabilität
und Veränderung, Jochen
Christe-Zeyse, Verlag für
Polizeiwissenschaft, 334 Sei-
ten, 24,90 Euro,
ISBN 3-935979-85-1
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